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Norm

AsylG 2005 841 Abs6
AsylG 2005 85 Abs1
EMRK Art3
1. AsylG 2005 § 41 heute

2. AsylG 2005 § 41 giltig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026

3. AsylG 2005 § 41 giiltig von 21.05.2016 bis 11.06.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2016
4. AsylG 2005 § 41 glltig von 01.04.2009 bis 31.12.2013aufgehoben durch BGBI. | Nr. 87/2012

5. AsylG 2005 § 41 giiltig von 01.07.2008 bis 31.03.2009zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 4/2008
6. AsylG 2005 & 41 gultig von 01.01.2006 bis 30.06.2008

1. AsylG 2005 § 5 heute

2. AsylG 2005 § 5 gultig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026

3. AsylG 2005 § 5 gultig von 01.01.2014 bis 11.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
4. AsylG 2005 § 5 gultig von 01.07.2008 bis 31.12.2013 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 4/2008
5. AsylG 2005 8§ 5 glltig von 01.01.2006 bis 30.06.2008

1. EMRK Art. 3 heute
2. EMRK Art. 3 gultig ab 01.05.2004

Spruch
S22 412.408-1/2010-10E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Der Asylgerichtshof hat durch die Richterin Dr. Isabella ZOPF als Einzelrichterin Uber die Beschwerde der XXXX, StA.
Afghanistan, vertreten durch RA Mag. Robert BITSCHE, 1050 Wien, Nikolsdorfergasse 7-11/2, gegen den Bescheid des
Bundesasylamtes vom 19.03.2010, ZI. 10 00.703-EAST-West, zu Recht erkannt:Der Asylgerichtshof hat durch die
Richterin Dr. Isabella ZOPF als Einzelrichterin Uber die Beschwerde der romisch 40, StA. Afghanistan, vertreten durch
RA Mag. Robert BITSCHE, 1050 Wien, Nikolsdorfergasse 7-11/2, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom
19.03.2010, ZI. 10 00.703-EAST-West, zu Recht erkannt:

I. Die Beschwerde wird gemaf38 5 AsylG 2005 BGBI | 2005/100 idgF als unbegrindet abgewiesen.rémisch eins. Die
Beschwerde wird gemal3 Paragraph 5, AsylG 2005 BGBI rémisch eins 2005/100 idgF als unbegriindet abgewiesen.

Il. GemalR§& 41 Abs 6 AsylG 2005 BGBI | 2005/100 idgF wird festgestellt, dass die Ausweisung zum Zeitpunkt der
Erlassung des angefochtenen Bescheides rechtmallig war.romisch zwei. Gemal3 Paragraph 41, Absatz 6, AsylG 2005
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BGBI romisch eins 2005/100 idgF wird festgestellt, dass die Ausweisung zum Zeitpunkt der Erlassung des
angefochtenen Bescheides rechtmaRig war.

Text
Entscheidungsgrinde:
I. Verfahrensgang und Sachverhaltrémisch eins. Verfahrensgang und Sachverhalt:

1. Die Beschwerdefihrerin ist afghanische Staatsbirgerin und stellte nach illegaler Einreise ins Bundesgebiet am
24.01.2010 fur sich und die mitgereisten Kinder XXXX den gegenstandlichen Antrag auf internationalen Schutz (im
Folgenden: Asylantrag). Ihr Gatte XXXX reiste spéter illegal nach Osterreich ein und stellte am 02.02.2010 einen Antrag
auf internationalen Schutz.1. Die Beschwerdeflhrerin ist afghanische Staatsburgerin und stellte nach illegaler Einreise
ins Bundesgebiet am 24.01.2010 fur sich und die mitgereisten Kinder romisch 40 den gegenstandlichen Antrag auf
internationalen Schutz (im Folgenden: Asylantrag). Ihr Gatte rémisch 40 reiste spéter illegal nach Osterreich ein und
stellte am 02.02.2010 einen Antrag auf internationalen Schutz.

2. Im Zuge der Erstbefragung durch Organe des o6ffentlichen Sicherheitsdienstes gab die BF an, sie habe mit ihrer
Familie Afghanistan vor ca. 2 Monaten Richtung Iran verlassen. Uber die iranisch/tirkische Grenze seien sie in eine
unbekannte Stadt und anschlieRend - mit einem Motorboot - in ein unbekanntes Land gelangt, wo sie von der Polizei
aufgegriffen und erkennungsdienstlich behandelt wurden. Bis vor zwei Tagen seien sie dort verblieben und
anschlieBend mit einem LKW, spater einem Pkw und schlieBlich mit einem Taxi nach Traiskirchen gelangt.

Die Heimat hatten sie verlassen, weil ihr Mann Grundstlicke verkauft habe. Sie hatten Drohbriefe bekommen, wenn sie
das Geld aus dem Erlés der Grundsticke nicht hergaben, wirden sie getotet. AuBerdem sei die Sicherheitslage in
Afghanistan so schlecht, dass ihre Kinder nicht in die Schule gehen kdnnten.

3. Das Bundesasylamt richtete am 27.01.2010 ein auf Art. 10(1) Dublin 1I-VO gestutztes Aufnahmeersuchen - unter
Berufung auf das Dringlichkeitsverfahren gemaf3 Art. 17(2) (nicht spater als 28.02.2010) - an Griechenland (AS 27),
welches seitens der griechischen Behdérden unbeantwortet blieb. Mit Schreiben vom 01.03.2010 des Bundesasylamtes
wurde den griechischen Behdérden mitgeteilt, dass Griechenland mangels (fristgerechter) Beantwortung des
Aufnahmeersuchens Osterreichs gemaR Art. 20 (1) ¢ / 18 (7) Dublin VO zustindig geworden sei (AS 63). Die
beabsichtigte Zurlckweisung des Antrages auf internationalen Schutz und das Fihren von Konsultationen mit
Griechenland wurden der Beschwerdefihrerin am 01.02.2010 mitgeteilt (AS 53-57).3. Das Bundesasylamt richtete am
27.01.2010 ein auf Artikel 10 (, eins,) Dublin II-VO gestitztes Aufnahmeersuchen - unter Berufung auf das
Dringlichkeitsverfahren gemaf3 Artikel 17 (, 2,) (nicht spater als 28.02.2010) - an Griechenland (AS 27), welches seitens
der griechischen Behdrden unbeantwortet blieb. Mit Schreiben vom 01.03.2010 des Bundesasylamtes wurde den
griechischen Behdrden mitgeteilt, dass Griechenland mangels (fristgerechter) Beantwortung des Aufnahmeersuchens
Osterreichs gemaR Artikel 20, (1) c¢ / 18 (7) Dublin 1I-VO zustandig geworden sei (AS 63). Die beabsichtigte
Zurlckweisung des Antrages auf internationalen Schutz und das Fiihren von Konsultationen mit Griechenland wurden
der Beschwerdefuhrerin am 01.02.2010 mitgeteilt (AS 53-57).

4. Bei der niederschriftlichen Einvernahme vor dem Bundesasylamt am 10.03.2010 gab die BF an, dass sie nicht mehr
nach Griechenland zurlick wolle. lhr Mann und ihr Sohn seien von der Polizei geschlagen worden und sei die
Versorgungslage dort schlecht; Verpflegung hatten sie von der Kirche bekommen.

Der BF wurden in dieser Einvernahme ausfihrliche Landerfeststellungen zu Griechenland vorgehalten. Unter anderem
wird ausgefihrt, dass sowohl bei der Ankunft am Flughafen als auch bei Antragstellung Flichtlinge ein Merkblatt mit
den Adressen der in Griechenland agierenden Flichtlingshilfeorganisationen erhalten wirden, an die sich der
Asylwerber um Unterstitzung wenden kann. Hier erfolge regelmafig eine Rechtsberatung. Bei ihrer Rickkehr nach
Griechenland wirden Asylwerber ein offizielles Dokument ausgestellt erhalten, eine sog. "pink card". Asylwerber, die
im Rahmen eines Aufnahmeverfahrens, somit Personen, die noch nie in Griechenland um Asyl angesucht haben, nach
Griechenland Uberstellt werden, haben nach erfolgter Uberstellung Zugang zum Asylverfahren. Soweit das Dublinbiiro
von der Uberstellung einer Person aus einem Mitgliedstaat nach Athen informiert wird, gibt es diese Information an
die Flughafenbehérde weiter. Der Uberstellte erhdlt dann die Méglichkeit, einen Asylantrag zu stellen. Soweit ein
Asylantrag gestellt wird, erfolgt eine Anhdrung unter Zuziehung einer sprachkundigen Person. Wenn der Betreffende
keinen Asylantrag stellen will, werde er in ein anderes Verfahren Ubergefihrt. Es wirden keine Asylwerber auRer



Landes gebracht werden, solange das Asylverfahren nicht nach den Bestimmungen des Art. 33 Abs. 1 GFK, nach Art. 3
EMRK und anderer internationaler Abkommen beendet worden sei. Der faktische Zugang zum Asylverfahren in
Griechenland ist fur Ruckuberstellte nach der Dublin Il-Verordnung gegeben. Auch in jenen Féllen, in denen in
Griechenland bereits ein Asylverfahren begonnen hatte oder abgeschlossen worden war, ist der Zugang weiterhin
gewahrleistet. Von der schwedischen Migrationsbehdrde wurden 26 Falle, welche von Schweden im Rahmen eines
Dublin Verfahrens riickuberstellt wurden, geprift. Die Untersuchung ergab, dass fur alle 26 Personen ein inhaltliches
Asylverfahren in Griechenland im Laufen war und jedenfalls keine Kettenabschiebung erfolgt ist oder das Verfahren
nicht wieder aufgenommen wurde. Im Zuge eines Berufungsverfahrens am England and Wales Court of Appeal (Civil
Division) werde seitens der berufenden Behorde (The Secretary of State for Home Department) durch Verweis auf
Stellungnahmen griechischer Behdrden, von Amnesty International und der Dublineinheit des Norwegian Directorate
of Immigration angefiihrt, dass, trotz gewichtiger Bedenken Gber Mangel im griechischen Asylverfahren, es keinerlei
Hinweise darauf gibt, dass Asylwerber nach ihrer Rickfihrung nach Griechenland in Lander wie Afghanistan, Irak, Iran,
Somalia oder Sudan unter Verletzung der non-refoulement Bestimmungen abgeschoben werden bzw. dass die
Rackfuhrung von Asylwerbern unter der Dublin-Verordnung eine Verletzung oder gar einen Bruch der Bestimmungen
des Artikels 3 der EMRK darstellten. In einem Verfahren am Européaischen Menschenrechtsgerichtshof (von England
nach Griechenland abzuschiebender iranischer Staatsangehdriger) komme der Gerichtshof zum Schluss, dass, trotz
vieler Bedenken bezlglich der Flichtlingssituation, in Griechenland derzeit kein Risiko fur rickiberstellte Flichtlinge
bestehe in Lander wie Afghanistan, Irak, Iran oder Somalia abgeschoben zu werden und diese der Gefahr einer dem
Sinn des Artikels 3 der EMRK widersprechenden Behandlung ausgesetzt waren. Weiters werde festgehalten, dass
Asylwerber in Griechenland das Recht auf Berufung gegen jegliche Abschiebungsbeschlisse hatten und es weiters
keine Hinweise darauf gebe, dass ihnen die Mdglichkeit seitens der griechischen Behdrden verwehrt werde beim
Europaischen Menschenrechtsgerichtshof um vortibergehende MalRnahmen im Falle einer drohenden Ausweisung
"under Rule 39 of the Rules of the Court" einzufordern. Niemand werde aus dem alleinigen Grund einer
Asylantragsstellung inhaftiert. Jedes Ausweisungsverfahren, ob es nun Fremde oder Asylwerber betreffe, welche zuvor
aufgrund illegaler Einreise inhaftiert gewesen seien, biete mehrere Méglichkeiten, Rechtsmittel einzulegen. So lange
nicht alle Phasen/Instanzen des Asylverfahrens abgeschlossen seien, werde niemand ausgewiesen. Das "Non-
refoulement"-Prinzip werde nicht nur bei der eigentlichen Asylentscheidung berticksichtigt, sondern auch nochmals
unmittelbar bevor eine Abschiebung in den Herkunftsstaat vollzogen werde, einer umfassenden Prifung unterzogen.
Daruber hinaus kdnne der jeweilige Generalsekretar der Region eine Abschiebung jederzeit abbrechen, wenn Gefahr
fir das Leben oder Gesundheit des Abzuschiebenden bestehe. Eine direkte Gefahr eines VerstoRes gegen das "Non-
refoulment"-Gebot seitens Griechenlands werde seitens des Bundesamtes fiir Migration und Flichtlinge aufgrund
einer durchgefiihrten Dienstreise vom 23.11. - 28.11.2008 nicht gesehen. Griechenland gewahre Asyl entsprechend der
Bestimmungen der UN-Konvention 1951 und des Protokolls von 1967. Jeder Asylwerber habe dieselben
Rechtsschutzméglichkeiten gegen Ubergriffe der Polizei vorzugehen wie jeder andere griechische Biirger.
Polizeitbergriffe auf Asylwerber in Griechenland seien bekannt und unterlagen der Untersuchung durch das Bureau of
Internal Affairs, wobei jedoch nicht immer mit der notwendigen Konsequenz vorgegangen werde. Polizeilbergriffe
gegenUber Fluchtlingen kdnnen von diesen nach dem Strafgesetzbuch verfolgt werden. Betroffene hatten die
Moglichkeit bei VerstoRen seitens der Polizei entsprechend der Bestimmungen im Strafgesetzbuch vorzugehen. Ein
systematisches gewaltbereites Vorgehen der griechischen Polizei gegen Personen, die nach der Dublin II-VO nach
Griechenland rtick Uberstellt werden, sei nicht ersichtlich. Ausgehend von negativer Kritik am griechischen Asylwesen
in den Berichten, unternahm das Schwedische Migrationsamt im April 2008 eine Fact Finding Mission nach
Griechenland. Im abschlieBenden Bericht wird festgestellt, dass sich keine ausreichenden Grinde ergeben, weder
humanitarer noch sonstiger Art, bei Griechenland eine generelle Ausnahme vom Vollzug der Dublin Il VO zu machen.
Wahrend die Aufnahme von Erwachsenen auf einem akzeptablen Niveau stehe, zeigten sich was die Aufnahme allein
reisender Kinder betrifft Probleme, wie die Unterbringung in geschlossenen Raumlichkeiten. Am 13. November 2007
habe Griechenland einen Prasidialerlass angenommen, mit dem die rechtlichen Regelungen der Aufnahmerichtlinie
umgesetzt wurden. Laut diesem Erlass solle der Staat Asylsuchenden Unterkunft und ein flr die Befriedigung der
Grundbedurfnisse ausreichendes Tagegeld zur Verfigung stellen. 2007 und 2008 wurden zusatzliche
Aufnahmezentren eréffnet, die vollig neu errichtet wurden [Samos fir 280 Personen (Dezember 2007), Kyprinos fur
378 Personen (Juni 2007). Das Zentrum kann flr eine Kapazitat auf 500 Personen erweitert werden. Amygdaleza
(Attica): Spezielles Aufnahmezentrum fur Minderjahrige fir 40 Personen (April 2008). Das Zentrum kann auf 54



Personen erweitert werden. Sparta (Lakonia) fir 60 Personen (ab Sommer 2008)]. Wahrend des Asylverfahrens hat
jeder Asylwerber Zugang zu offentlicher medizinischer und gesundheitlicher Versorgung. Weiters darf er/sie legal
wahrend dieser Zeit einer Arbeit nachgehen, Kinder haben das Recht eine Schule und freie Sprach- und
Ausbildungskurse zu besuchen. Soweit Uberstellte nicht (iber Kontakte zu Freunden oder Verwandten verfigen, wird
Uber das Gesundheitsministerium eine Unterkunft in einer Aufnahmeeinrichtung bzw. in Hotels oder Mietwohnungen
fir den Asylwerber gesucht. Der Uberstellte erhilt eine "rosa Karte", auf der entweder bereits eine Adresse
eingetragen ist oder mit der er sich zu einer Registrierung einer Adresse innerhalb von finf Tagen in der Petrou Ralli
Str. melden muss. Diese Karte sei kein Aufenthaltstitel, berechtige jedoch zur Ausbildungs- sowie Arbeitsaufnahme
und begriindet einen Flrsorgeanspruch. Das Prasidialdekret 668/18.05.2005 gewahre freie medizinische Versorgung
far Asylwerber und Flichtlinge, die nicht versichert sind oder die nicht Uber die Mittel verfligen, diese Kosten selbst zu
bestreiten. Die medizinische Versorgung umfasst freien Aufenthalt in 6ffentlichen Krankenhdusern. Um das Recht auf
freie medizinische Betreuung zu konsumieren, muissen Asylwerber im Besitz einer speziellen Asylwerberkarte und
Fluchtlinge in Besitz einer Fllichtlingsidentitatskarte sein. Asylwerber hatten das Recht in den Aufnahmezentren eine
Unterkunft zu erhalten. Durch die Ausstellung der "pink card" bestehe dariber hinaus voller Zugang zum griechischen
Gesundheitssystem fur Asylwerber. Asylwerbern werde die gleiche Gesundheitsversorgung zuteil wie griechischen
Staatsblrgern auch. Spezielle Aufnahmelager (sog. "geschlossene Zentren") fir illegale Immigranten wirden durch die
griechische Polizei bewacht. Flichtlingsaufnahmelager (sog. "offene Zentren") wirden durch das Ministerium fur
Gesundheit und soziale Solidaritdt betreut werden. In diesen Zentren gebe es speziell ausgebildetes,
wissenschaftliches Personal (Doktoren, Sozialarbeiter, etc.), welches die Versorgung von Immigranten mit speziellen
Bedurfnissen sicherstelle. Die Unterbringung von Familien erfolge zusammen in einem Zimmer. Einzelne Manner und
Frauen wlrden getrennt untergebracht. Verpflegung werde ausreichend gewahrt und sei individuell auf religidse oder
kulturelle BedUrfnisse abgestimmt. Personen mit posttraumatischem Syndrom wuirden in speziellen Unterkiinften mit
entsprechenden Betreuungsmoglichkeiten untergebracht werden. Folteropfer wirden dartber hinaus auch von der
"Medical Rehabilitation Centre for Victims of Torture" betreut und bei Bedarf einer erforderlichen Therapie zugefihrt.
Wenn fir einen Asylwerber eine medizinische Betreuung auBerhalb des Aufnahmelagers von Noten sein sollte, werde
dieser von einem Angehdrigen einer NGO begleitet, um allfalligen Verstandnisproblemen vorzubeugen. Die NGO¢s
wlrden fir dieses Service von der Regierung bezahlt. Dartber hinaus gibt es auch direkt an den Aufnahmelagern
medizinische Versorgungsmoglichkeiten. Ein Arzt bzw. eine Krankenschwester sei oft verfigbar. Sollte in den
Aufnahmelagern eine Erkrankung diagnostiziert werden, die eine Behandlung in einem 6ffentlichen Spital erforderlich
mache, wird der Asylwerber entsprechend an ein Krankenhaus Uberwiesen. Asylwerber kdnnten auch eine befristete
Arbeitsbewilligung fur die Dauer des Verfahrens beantragen und Asylwerbern unter 18 Jahren werde kostenlose
Schulbildung ermdglicht. Asylwerber kdnnten sich wahrend des Verfahrens frei im Land bewegen, vorausgesetzt die
Behorden werden Uber den jeweiligen aktuellen Aufenthaltsort rechtzeitig informiert. Entsprechend dem
Prasidialdekret 220, durch welche die Aufnahmerichtlinie in griechisches Recht umgesetzt wurde, seien alle Asylwerber
auf Unterbringung anspruchsberechtigt, wenn sie danach fragen. Ein systematischer Ausschluss von
Versorgungsleistungen liege nicht vor. Es bestinden zwar Probleme bei der Unterbringung, jedoch wirden die
griechischen Behorden und die Fluchtlingshilfeorganisationen diesbeziiglich Abhilfe schaffen, was ihnen auch in einer
nennenswerten Anzahl von Fallen gelinge.Der BF wurden in dieser Einvernahme ausfihrliche Landerfeststellungen zu
Griechenland vorgehalten. Unter anderem wird ausgefuihrt, dass sowohl bei der Ankunft am Flughafen als auch bei
Antragstellung  Flichtlinge ein  Merkblatt mit den Adressen der in Griechenland agierenden
Flichtlingshilfeorganisationen erhalten wirden, an die sich der Asylwerber um Unterstitzung wenden kann. Hier
erfolge regelmalig eine Rechtsberatung. Bei ihrer Ruckkehr nach Griechenland wirden Asylwerber ein offizielles
Dokument ausgestellt erhalten, eine sog. "pink card". Asylwerber, die im Rahmen eines Aufnahmeverfahrens, somit
Personen, die noch nie in Griechenland um Asyl angesucht haben, nach Griechenland Uberstellt werden, haben nach
erfolgter Uberstellung Zugang zum Asylverfahren. Soweit das Dublinbiiro von der Uberstellung einer Person aus einem
Mitgliedstaat nach Athen informiert wird, gibt es diese Information an die Flughafenbehérde weiter. Der Uberstellte
erhalt dann die Moglichkeit, einen Asylantrag zu stellen. Soweit ein Asylantrag gestellt wird, erfolgt eine Anhérung
unter Zuziehung einer sprachkundigen Person. Wenn der Betreffende keinen Asylantrag stellen will, werde er in ein
anderes Verfahren Ubergefuhrt. Es wirden keine Asylwerber aufller Landes gebracht werden, solange das
Asylverfahren nicht nach den Bestimmungen des Artikel 33, Absatz eins, GFK, nach Artikel 3, EMRK und anderer
internationaler Abkommen beendet worden sei. Der faktische Zugang zum Asylverfahren in Griechenland ist fur



Ruckuberstellte nach der Dublin lI-Verordnung gegeben. Auch in jenen Fallen, in denen in Griechenland bereits ein
Asylverfahren begonnen hatte oder abgeschlossen worden war, ist der Zugang weiterhin gewahrleistet. Von der
schwedischen Migrationsbehérde wurden 26 Falle, welche von Schweden im Rahmen eines Dublin Verfahrens
rackuberstellt wurden, gepruft. Die Untersuchung ergab, dass fur alle 26 Personen ein inhaltliches Asylverfahren in
Griechenland im Laufen war und jedenfalls keine Kettenabschiebung erfolgt ist oder das Verfahren nicht wieder
aufgenommen wurde. Im Zuge eines Berufungsverfahrens am England and Wales Court of Appeal (Civil Division) werde
seitens der berufenden Behdrde (The Secretary of State for Home Department) durch Verweis auf Stellungnahmen
griechischer Behorden, von Amnesty International und der Dublineinheit des Norwegian Directorate of Immigration
angefuhrt, dass, trotz gewichtiger Bedenken tber Mangel im griechischen Asylverfahren, es keinerlei Hinweise darauf
gibt, dass Asylwerber nach ihrer Ruckfihrung nach Griechenland in Lander wie Afghanistan, Irak, Iran, Somalia oder
Sudan unter Verletzung der non-refoulement Bestimmungen abgeschoben werden bzw. dass die Ruckfihrung von
Asylwerbern unter der Dublin-Verordnung eine Verletzung oder gar einen Bruch der Bestimmungen des Artikels 3 der
EMRK darstellten. In einem Verfahren am Européaischen Menschenrechtsgerichtshof (von England nach Griechenland
abzuschiebender iranischer Staatsangehoriger) komme der Gerichtshof zum Schluss, dass, trotz vieler Bedenken
bezlglich der Fluchtlingssituation, in Griechenland derzeit kein Risiko fur rtickiberstellte Flichtlinge bestehe in Lander
wie Afghanistan, Irak, Iran oder Somalia abgeschoben zu werden und diese der Gefahr einer dem Sinn des Artikels 3
der EMRK widersprechenden Behandlung ausgesetzt waren. Weiters werde festgehalten, dass Asylwerber in
Griechenland das Recht auf Berufung gegen jegliche Abschiebungsbeschlisse hatten und es weiters keine Hinweise
darauf gebe, dass ihnen die Moglichkeit seitens der griechischen Behdrden verwehrt werde beim Europdischen
Menschenrechtsgerichtshof um voribergehende Malinahmen im Falle einer drohenden Ausweisung "under Rule 39 of
the Rules of the Court" einzufordern. Niemand werde aus dem alleinigen Grund einer Asylantragsstellung inhaftiert.
Jedes Ausweisungsverfahren, ob es nun Fremde oder Asylwerber betreffe, welche zuvor aufgrund illegaler Einreise
inhaftiert gewesen seien, biete mehrere Moglichkeiten, Rechtsmittel einzulegen. So lange nicht alle Phasen/Instanzen
des Asylverfahrens abgeschlossen seien, werde niemand ausgewiesen. Das "Non-refoulement"-Prinzip werde nicht
nur bei der eigentlichen Asylentscheidung berlcksichtigt, sondern auch nochmals unmittelbar bevor eine Abschiebung
in den Herkunftsstaat vollzogen werde, einer umfassenden Prufung unterzogen. Darlber hinaus kdnne der jeweilige
Generalsekretar der Region eine Abschiebung jederzeit abbrechen, wenn Gefahr fur das Leben oder Gesundheit des
Abzuschiebenden bestehe. Eine direkte Gefahr eines VerstolRes gegen das "Non-refoulment"-Gebot seitens
Griechenlands werde seitens des Bundesamtes fir Migration und Flichtlinge aufgrund einer durchgefiihrten
Dienstreise vom 23.11. - 28.11.2008 nicht gesehen. Griechenland gewahre Asyl entsprechend der Bestimmungen der
UN-Konvention 1951 und des Protokolls von 1967. Jeder Asylwerber habe dieselben Rechtsschutzmdglichkeiten gegen
Ubergriffe der Polizei vorzugehen wie jeder andere griechische Biirger. Polizeilibergriffe auf Asylwerber in
Griechenland seien bekannt und unterldgen der Untersuchung durch das Bureau of Internal Affairs, wobei jedoch
nicht immer mit der notwendigen Konsequenz vorgegangen werde. Polizeilbergriffe gegentber Flichtlingen kénnen
von diesen nach dem Strafgesetzbuch verfolgt werden. Betroffene hatten die Moglichkeit bei Verstof3en seitens der
Polizei entsprechend der Bestimmungen im Strafgesetzbuch vorzugehen. Ein systematisches gewaltbereites Vorgehen
der griechischen Polizei gegen Personen, die nach der Dublin II-VO nach Griechenland rtck Gberstellt werden, sei nicht
ersichtlich. Ausgehend von negativer Kritik am griechischen Asylwesen in den Berichten, unternahm das Schwedische
Migrationsamt im April 2008 eine Fact Finding Mission nach Griechenland. Im abschlieBenden Bericht wird festgestellt,
dass sich keine ausreichenden Grinde ergeben, weder humanitarer noch sonstiger Art, bei Griechenland eine
generelle Ausnahme vom Vollzug der Dublin romisch zwei VO zu machen. Wéhrend die Aufnahme von Erwachsenen
auf einem akzeptablen Niveau stehe, zeigten sich was die Aufnahme allein reisender Kinder betrifft Probleme, wie die
Unterbringung in geschlossenen Raumlichkeiten. Am 13. November 2007 habe Griechenland einen Prasidialerlass
angenommen, mit dem die rechtlichen Regelungen der Aufnahmerichtlinie umgesetzt wurden. Laut diesem Erlass solle
der Staat Asylsuchenden Unterkunft und ein fir die Befriedigung der Grundbedurfnisse ausreichendes Tagegeld zur
Verfigung stellen. 2007 und 2008 wurden zusatzliche Aufnahmezentren erdffnet, die vollig neu errichtet wurden
[Samos fir 280 Personen (Dezember 2007), Kyprinos fur 378 Personen (Juni 2007). Das Zentrum kann flr eine
Kapazitat auf 500 Personen erweitert werden. Amygdaleza (Attica): Spezielles Aufnahmezentrum fir Minderjahrige fur
40 Personen (April 2008). Das Zentrum kann auf 54 Personen erweitert werden. Sparta (Lakonia) fur 60 Personen (ab
Sommer 2008)]. Wahrend des Asylverfahrens hat jeder Asylwerber Zugang zu Offentlicher medizinischer und
gesundheitlicher Versorgung. Weiters darf er/sie legal wahrend dieser Zeit einer Arbeit nachgehen, Kinder haben das



Recht eine Schule und freie Sprach- und Ausbildungskurse zu besuchen. Soweit Uberstellte nicht (iber Kontakte zu
Freunden oder Verwandten verfugen, wird Uber das Gesundheitsministerium eine Unterkunft in einer
Aufnahmeeinrichtung bzw. in Hotels oder Mietwohnungen fir den Asylwerber gesucht. Der Uberstellte erhélt eine
"rosa Karte", auf der entweder bereits eine Adresse eingetragen ist oder mit der er sich zu einer Registrierung einer
Adresse innerhalb von funf Tagen in der Petrou Ralli Str. melden muss. Diese Karte sei kein Aufenthaltstitel, berechtige
jedoch zur Ausbildungs- sowie Arbeitsaufnahme und begrindet einen Firsorgeanspruch. Das Prasidialdekret
668/18.05.2005 gewahre freie medizinische Versorgung fur Asylwerber und Flichtlinge, die nicht versichert sind oder
die nicht Uber die Mittel verfiigen, diese Kosten selbst zu bestreiten. Die medizinische Versorgung umfasst freien
Aufenthalt in 6ffentlichen Krankenhdusern. Um das Recht auf freie medizinische Betreuung zu konsumieren, missen
Asylwerber im Besitz einer speziellen Asylwerberkarte und Flichtlinge in Besitz einer Flichtlingsidentitatskarte sein.
Asylwerber hatten das Recht in den Aufnahmezentren eine Unterkunft zu erhalten. Durch die Ausstellung der "pink
card" bestehe dariber hinaus voller Zugang zum griechischen Gesundheitssystem fur Asylwerber. Asylwerbern werde
die gleiche Gesundheitsversorgung zuteil wie griechischen Staatsbirgern auch. Spezielle Aufnahmelager (sog.
"geschlossene Zentren") fur illegale Immigranten wirden durch die griechische Polizei bewacht.
Fluchtlingsaufnahmelager (sog. "offene Zentren") wirden durch das Ministerium fir Gesundheit und soziale Solidaritat
betreut werden. In diesen Zentren gebe es speziell ausgebildetes, wissenschaftliches Personal (Doktoren,
Sozialarbeiter, etc.), welches die Versorgung von Immigranten mit speziellen Bedurfnissen sicherstelle. Die
Unterbringung von Familien erfolge zusammen in einem Zimmer. Einzelne Manner und Frauen wirden getrennt
untergebracht. Verpflegung werde ausreichend gewdhrt und sei individuell auf religiose oder kulturelle Bedirfnisse
abgestimmt. Personen mit posttraumatischem Syndrom wirden in speziellen Unterkiinften mit entsprechenden
Betreuungsmoglichkeiten untergebracht werden. Folteropfer wirden darUber hinaus auch von der "Medical
Rehabilitation Centre for Victims of Torture" betreut und bei Bedarf einer erforderlichen Therapie zugefiihrt. Wenn fur
einen Asylwerber eine medizinische Betreuung auRerhalb des Aufnahmelagers von Néten sein sollte, werde dieser von
einem Angehorigen einer NGO begleitet, um allfalligen Verstandnisproblemen vorzubeugen. Die NGO;s wirden fur
dieses Service von der Regierung bezahlt. Darlber hinaus gibt es auch direkt an den Aufnahmelagern medizinische
Versorgungsmoglichkeiten. Ein Arzt bzw. eine Krankenschwester sei oft verfligbar. Sollte in den Aufnahmelagern eine
Erkrankung diagnostiziert werden, die eine Behandlung in einem offentlichen Spital erforderlich mache, wird der
Asylwerber entsprechend an ein Krankenhaus Gberwiesen. Asylwerber kdnnten auch eine befristete Arbeitsbewilligung
far die Dauer des Verfahrens beantragen und Asylwerbern unter 18 Jahren werde kostenlose Schulbildung ermdoglicht.
Asylwerber kénnten sich wahrend des Verfahrens frei im Land bewegen, vorausgesetzt die Behdrden werden Uber den
jeweiligen aktuellen Aufenthaltsort rechtzeitig informiert. Entsprechend dem Prasidialdekret 220, durch welche die
Aufnahmerichtlinie in griechisches Recht umgesetzt wurde, seien alle Asylwerber auf Unterbringung
anspruchsberechtigt, wenn sie danach fragen. Ein systematischer Ausschluss von Versorgungsleistungen liege nicht
vor. Es bestiinden zwar Probleme bei der Unterbringung, jedoch wirden die griechischen Behodrden und die
Fluchtlingshilfeorganisationen diesbeziglich Abhilfe schaffen, was ihnen auch in einer nennenswerten Anzahl von
Fallen gelinge.

Zu den vorgehaltenen Landerfeststellungen gab die BF an, dass sie Adressen von Flichtlingsorganisationen nicht
bekommen hatten, sie seien nicht gefragt worden, was sie dort Uberhaupt wollten, es sei ihnen kein Dolmetscher zur
Verflgung gestellt worden. Im Park hatten sie mehrere Leute mit diesen "rosa Karten" getroffen, die auch obdachlos
gewesen waren, keine Unterkunft und keine Verpflegung erhalten hatten.

5. Mit dem angefochtenen Bescheid vom 19.03.2010, FZ. 10 00.703-EAST West wurde der dem Verfahren zugrunde
liegende Antrag der BeschwerdefUhrerin auf internationalen Schutz vom 24.01.2010 - ohne in die Sache einzutreten -
gemalR 8 5 Abs. 1 AsylG 2005 als unzulassig zurtickgewiesen und wurde ausgesprochen, dass fur die Prifung des
gegenstandlichen Antrages auf internationalen Schutz gemal3 Art. 18 (7) der Verordnung Nr. 343/2003 (EG) des Rates
Griechenland zustandig sei. Gleichzeitig wurde die Beschwerdefihrerin gemaR8 10 Abs. 1 Z 1 AsylG aus dem
Osterreichischen Bundesgebiet nach Griechenland ausgewiesen und festgestellt, dass demzufolge die Zurlickweisung,
Zuruckschiebung oder Abschiebung nach Griechenland gemaf § 10 Abs. 4 AsylG zulassig sei.5. Mit dem angefochtenen
Bescheid vom 19.03.2010, FZ. 10 00.703-EAST West wurde der dem Verfahren zugrunde liegende Antrag der
Beschwerdefihrerin auf internationalen Schutz vom 24.01.2010 - ohne in die Sache einzutreten - gemaf3 Paragraph 5,
Absatz eins, AsylG 2005 als unzulassig zurlickgewiesen und wurde ausgesprochen, dass fur die Prifung des
gegenstandlichen Antrages auf internationalen Schutz gemaf3 Artikel 18, (7) der Verordnung Nr. 343 aus 2003, (EG) des
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Rates Griechenland zustandig sei. Gleichzeitig wurde die Beschwerdefuhrerin gemal3 Paragraph 10, Absatz eins, Ziffer
eins, AsylG aus dem dsterreichischen Bundesgebiet nach Griechenland ausgewiesen und festgestellt, dass demzufolge
die Zurtckweisung, Zurlckschiebung oder Abschiebung nach Griechenland gemal3 Paragraph 10, Absatz 4, AsylG

zuldssig sei.

Es hatten keinerlei Sachverhaltsfakten festgestellt werden kénnen, die aus gesundheitlicher Sicht einer Uberstellung
nach Griechenland entgegenstinden. Ihre Identitat stehe nicht fest. Die BF sei ca. in der 18. Woche schwanger.

Zur Lage im Mitgliedstaat wurde ausgefihrt, dass nicht festgestellt werden kdnne, dass sie in Griechenland der Gefahr
einer systematischen, unmenschlichen oder erniedrigenden Strafe oder Behandlung ausgesetzt sei. Es kénne nicht
festgestellt werden, dass sie in Griechenland einer Gefahr des Todes ausgesetzt sei und dass Osterreich aufgrund der
allgemeinen Lage im Staat Griechenland zu einem Selbsteintritt verpflichtet sei.

Die Misshandlungsvorwurfe durch die griechische Polizei (bezlgl. Ehemann und Sohn) wurden als nicht glaubhaft
erachtet.

6. Gegen diesen Bescheid wurde fristgerecht Beschwerde erhoben. Hinsichtlich des Inhaltes der Beschwerde wird auf
den Akteninhalt (VWGH 16. 12. 1999, 99/20/0524) verwiesen. Gerugt wurden Rechtswidrigkeit infolge unrichtiger
rechtlicher Beurteilung, falscher Sachverhaltsdarstellung infolge falscher Beweiswirdigung sowie infolge Verletzung
von Verfahrensvorschriften, bei deren Einhaltung ein glnstigerer Bescheid erzielt worden ware. In Afghanistan seien
sie asylrelevant verfolgt worden; in Griechenland hatten sie das nicht vorbringen kénnen, weil ihnen dort kein
wirksamer Zugang zu einem Verfahren offen stehe. Durch eine Abschiebung wirden sie in ihrem Recht gem. Art. 3
EMRK verletzt.6. Gegen diesen Bescheid wurde fristgerecht Beschwerde erhoben. Hinsichtlich des Inhaltes der
Beschwerde wird auf den Akteninhalt (VWGH 16. 12. 1999, 99/20/0524) verwiesen. Gerlgt wurden Rechtswidrigkeit
infolge unrichtiger rechtlicher Beurteilung, falscher Sachverhaltsdarstellung infolge falscher Beweiswlrdigung sowie
infolge Verletzung von Verfahrensvorschriften, bei deren Einhaltung ein glinstigerer Bescheid erzielt worden ware. In
Afghanistan seien sie asylrelevant verfolgt worden; in Griechenland hatten sie das nicht vorbringen kénnen, weil ihnen
dort kein wirksamer Zugang zu einem Verfahren offen stehe. Durch eine Abschiebung wirden sie in ihrem Recht gem.
Artikel 3, EMRK verletzt.

Die Polizei in Griechenland habe nicht mit ihnen gesprochen, habe keine Fragen gestellt, es habe keine Gelegenheit
gegeben etwas zu sagen, es sei kein Dolmetsch anwesend gewesen; der Ehemann der BF sei Analphabet.

Zu den genauen Vorkommnissen werde auf die vom Ehemann der BF handschriftlich verfassten Ausfihrungen in
seiner Muttersprache verwiesen. Bei der Erstbefragung durch die Polizei hatten sie keine Gelegenheit gehabt, die
Umsténde in Griechenland zu schildern.

Die weiteren Beweis wirdigenden Ausfihrungen der Behérde wirden sich auf Landerfeststellungen beziehen, deren
Uberprifung ihnen nicht méglich sei, da sie im Bescheid nicht festgestellt worden seien; auch in der Einvernahme
seien ihnen Landerfeststellungen nur punktuell zur Kenntnis gebracht worden.

Die BF selbst sei schwanger, der berechnete Geburtstermin liege im Juli. Durch die belastende Situation habe sie am
XXXX nach Aushandigung der zurlickweisenden Bescheide Unterbauchschmerzen bekommen und habe ins
Krankenhaus gebracht werden mussen. Sie habe schon friher ein Kind verloren, die belastende Situation stelle im
Zusammengang damit einen Risikofaktor fir die Gesundheit ihres ungeborenen Kindes und ihre Gesundheit dar.Die
BF selbst sei schwanger, der berechnete Geburtstermin liege im Juli. Durch die belastende Situation habe sie am
réomisch 40 nach Aushéndigung der zurlckweisenden Bescheide Unterbauchschmerzen bekommen und habe ins
Krankenhaus gebracht werden mussen. Sie habe schon friher ein Kind verloren, die belastende Situation stelle im
Zusammengang damit einen Risikofaktor fur die Gesundheit ihres ungeborenen Kindes und ihre Gesundheit dar.

Zur schlechten Situation von Asylwerbern in Griechenland verweisen sie auf einen Bericht des ORK und Caritas Austria
vom August 2009; es sei auch darauf hinzuweisen, dass die Empfehlung von UNHCR, keine Asylwerber im Rahmen der
Dublinregel nach Griechenland zu schicken, da sie dort keine ausreichende Versorgung erwarte, nach wie vor aufrecht
sei.

In einem handschriftlichen Zusatz wurde das bisherige Vorbringen der Familie im Wesentlichen wiederholt.

In der Beschwerde wurde jedoch kein hinreichend substantiiertes Vorbringen erstattet, welches geeignet ware zu
einem anderen Verfahrensausgang zu gelangen.
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7. Die gegenstandliche Beschwerde samt erstinstanzlichem Verwaltungsakt langte am 06.04.2010 beim Asylgerichtshof

ein.

8. GemaR AV der BH XXXX vom XXXX vereitelte die BF die Uberstellung der Familie nach Griechenland, indem sie
anfihrte, Schwangerschaftsprobleme zu haben. Laut Auskunft des AKH XXXX waren die Befunde der BF véllig normal,
jedenfalls keine Schwangerschaftskomplikationen vorhanden und auch keine anderwartigen gesundheitlichen
Probleme oder Erkrankungen erkennbar. Die BF wurde noch am XXXX aus dem Krankenhaus entlassen.8. Gemalz AV
der BH rémisch 40vom rémisch 40 vereitelte die BF die Uberstellung der Familie nach Griechenland, indem sie
anfihrte, Schwangerschaftsprobleme zu haben. Laut Auskunft des AKH rémisch 40 waren die Befunde der BF vollig
normal, jedenfalls keine Schwangerschaftskomplikationen vorhanden und auch keine anderwartigen gesundheitlichen
Probleme oder Erkrankungen erkennbar. Die BF wurde noch am rémisch 40 aus dem Krankenhaus entlassen.

9. Gemald undatiertem Schreiben (per e-mail gesendet am 22.04.2010) gab der rechtsfreundliche Vertreter seine
Vollmacht bekannt und fuhrte gleichzeitig aus, dass die BF schwanger sei; sie befinde sich in der 25 +2
Schwangerschaftswoche und handle es sich um eine Problemschwangerschaft. Am XXXX habe die BF in das LKH XXXX
eingeliefert werden mussen und sei eine stationdre Behandlung erfolgt. Es werde daher der Antrag auf Zuerkennung
der aufschiebenden Wirkung wiederholt. Beigelegt wurde ein Arztbrief des Krankenhauses XXXX.9. Gemal
undatiertem Schreiben (per e-mail gesendet am 22.04.2010) gab der rechtsfreundliche Vertreter seine Vollmacht
bekannt und flhrte gleichzeitig aus, dass die BF schwanger sei; sie befinde sich in der 25 +2 Schwangerschaftswoche
und handle es sich um eine Problemschwangerschaft. Am rémisch 40 habe die BF in das LKH rémisch 40 eingeliefert
werden mussen und sei eine stationdre Behandlung erfolgt. Es werde daher der Antrag auf Zuerkennung der

aufschiebenden Wirkung wiederholt. Beigelegt wurde ein Arztbrief des Krankenhauses rémisch 40 .
10. Der detaillierte Verfahrensgang vor dem Bundesasylamt ergibt sich aus dem Verwaltungsakt des Bundesasylamtes.

Il. Der Asylgerichtshof hat durch die zustandige Richterin Uber die gegenstandliche Beschwerde wie folgt
erwogen:romisch zwei. Der Asylgerichtshof hat durch die zustandige Richterin Uber die gegenstandliche Beschwerde

wie folgt erwogen:

1.1. Im vorliegenden Fall ist entscheidungswesentlich davon auszugehen, dass die Beschwerdefuhrerin am 10.11.2009

illegal nach Griechenland eingereist ist.
In der Folge reiste sie weiter nach Osterreich, wo sie am 24.01.2010 gegensténdlichen Asylantrag stellte.

Die &sterreichische Behérde richtete aufgrund der Asylantragstellung der Beschwerdefiihrerin in Osterreich am
27.01.2010 - unter Berufung auf das Dringlichkeitsverfahren gemaf Art. 17(2) - ein Aufnahmeersuchen gemaf Art.
10(1) der Dublin II-VO an Griechenland, wobei Griechenland (aufgrund nicht erfolgter Beantwortung) gemal3 Art. 18(7)
der Dublin 1I-VO zustandig wurde. Griechenland wurde diese Verfristung mit Schreiben vom 01.03.2010 auch
mitgeteilt.Die dsterreichische Behérde richtete aufgrund der Asylantragstellung der Beschwerdefiihrerin in Osterreich
am 27.01.2010 - unter Berufung auf das Dringlichkeitsverfahren gemaR Artikel 17 (, 2,) - ein Aufnahmeersuchen gemaR
Artikel 10 (, eins,) der Dublin 1-VO an Griechenland, wobei Griechenland (aufgrund nicht erfolgter Beantwortung)
gemal’ Artikel 18 (, 7,) der Dublin 1I-VO zusténdig wurde. Griechenland wurde diese Verfristung mit Schreiben vom
01.03.2010 auch mitgeteilt.

1.2. Die Beschwerdeflihrerin stammt aus Afghanistan, sie gehért der Volksgruppe der Pashtunen an, ist verheiratet
und befindet sich gemeinsam mit ihrem Gatten und den drei Kindern in Osterreich. Die Beschwerdefhrerin leidet
gegenwirtig an keiner schweren, lebensbedrohenden Erkrankung, die ihrer Uberstellung nach Griechenland
entgegensteht. Die BF ist schwanger, zum Zeitpunkt der Entscheidung des Bundesasylamtes befand sie sich in der 21.
Schwangerschaftswoche (It. Mutter-Kind-Pass).

1.3.1. In Bezug auf Griechenland ist die Verordnung 2003/343/EG zur Festlegung der Kriterien und Verfahren zur
Bestimmung des Mitgliedstaates, der fur die Prifung eines von einem Drittstaatsangehdrigen gestellten Asylantrags in
einem Mitgliedstaat gestellten Asylantrags zustandig ist, ABI. L 50 vom 25.2.2003, S. 1, anwendbar.1.3.1. In Bezug auf
Griechenland ist die Verordnung 2003/343/EG zur Festlegung der Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des
Mitgliedstaates, der fur die Priafung eines von einem Drittstaatsangehodrigen gestellten Asylantrags in einem
Mitgliedstaat gestellten Asylantrags zustandig ist, Amtsblatt L 50 vom 25.2.2003, S. 1, anwendbar.



1.3.2. Ebenso sind in Bezug auf Griechenland anwendbar:

e Strichaufzéhlung
die Richtlinie 2004/83/EG Uber Mindestnormen fur die Anerkennung und den Status von Drittstaatsangehdrigen
oder Staatenlosen als Fliichtlinge oder als Personen, die anderweitig internationalen Schutz benétigen, und Uber
den Inhalt des zu gewahrenden Schutzes, ABI. L 304 vom 30.9.2004, S. 12 (Statusrichtlinie)die Richtlinie
2004/83/EG uber Mindestnormen fur die Anerkennung und den Status von Drittstaatsangehorigen oder
Staatenlosen als Flichtlinge oder als Personen, die anderweitig internationalen Schutz benétigen, und Gber den
Inhalt des zu gewahrenden Schutzes, Amtsblatt L 304 vom 30.9.2004, S. 12 (Statusrichtlinie)

e Strichaufzéhlung
Richtlinie 2005/85/EG des Rates vom 1. Dezember 2005 tber Mindestnormen fur Verfahren in den
Mitgliedstaaten zur Zuerkennung und Aberkennung der Fllchtlingseigenschaft, ABI. L 326, S 13
(Verfahrensrichtlinie)Richtlinie 2005/85/EG des Rates vom 1. Dezember 2005 Uber Mindestnormen fir Verfahren
in den Mitgliedstaaten zur Zuerkennung und Aberkennung der Flichtlingseigenschaft, Amtsblatt L 326, S 13

(Verfahrensrichtlinie)

e Strichaufzahlung
Richtlinie 2003/9/EG zur Festlegung von Mindestnormen fur die Aufnahme von Asylwerbern in den
Mitgliedstaaten, ABI. 2003 L 31, S 18 (Aufnahmerichtlinie)Richtlinie 2003/9/EG zur Festlegung von Mindestnormen
fir die Aufnahme von Asylwerbern in den Mitgliedstaaten, Amtsblatt 2003 L 31, S 18 (Aufnahmerichtlinie)

1.3.3. Das Ziel der Statusrichtlinie ist die Festlegung von Mindestnormen flir die Anerkennung von
Drittstaatsangehorigen oder Staatenlosen als Flichtlinge oder als Personen, die anderweitig internationalen Schutz
(gem. Art. 2 lit a leg. cit ist als "internationaler Schutz" die Fluchtlingseigenschaft und der subsidiare Schutzstatus zu
verstehen) bendétigen, sowie des Inhalts des zu gewahrenden Schutzes (Art. 1) und enthalt hierflr die entsprechenden
rechtlichen Garantien.1.3.3. Das Ziel der Statusrichtlinie ist die Festlegung von Mindestnormen fir die Anerkennung
von Drittstaatsangehdrigen oder Staatenlosen als Flichtlinge oder als Personen, die anderweitig internationalen
Schutz (gem. Artikel 2, Litera a, leg. cit ist als "internationaler Schutz" die Flichtlingseigenschaft und der subsididre
Schutzstatus zu verstehen) bendtigen, sowie des Inhalts des zu gewahrenden Schutzes (Artikel eins,) und enthalt
hierflr die entsprechenden rechtlichen Garantien.

1.3.4. Die Verfahrensrichtlinie stellt ua. sicher, dass die Asylbehérde ihre Entscheidung Uber einen Asylantrag nach
angemessener Prifung trifft. Zu diesem Zweck stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass die Antrage einzeln, objektiv
und unparteiisch geprtft und entschieden werden (Art. 8 (2) a) und die Entscheidungen Uber Asylantrage schriftlich
ergehen, dass bei der Ablehnung eines Antrags die sachlichen und rechtlichen Griinde dafir in der Entscheidung
dargelegt werden und Asylwerber schriftlich darUber informiert werden, wie eine ablehnende Entscheidung
angefochten werden kann (Art. 9 (1) u. (2)). Die Verfahrensrichtlinie stellt weiter sicher, dass Asylbewerber das Recht
auf einen wirksamen Rechtsbehelf vor einem Gericht oder Tribunal gegen eine Entscheidung Gber ihren Asylantrag
...haben (Art. 39 (1)).1.3.4. Die Verfahrensrichtlinie stellt ua. sicher, dass die Asylbehorde ihre Entscheidung Gber einen
Asylantrag nach angemessener Prifung trifft. Zu diesem Zweck stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass die Antrage
einzeln, objektiv und unparteiisch geprift und entschieden werden (Artikel 8, (2) a) und die Entscheidungen Uber
Asylantrage schriftlich ergehen, dass bei der Ablehnung eines Antrags die sachlichen und rechtlichen Grinde dafir in
der Entscheidung dargelegt werden und Asylwerber schriftlich dartber informiert werden, wie eine ablehnende
Entscheidung angefochten werden kann (Artikel 9, (1) u. (2)). Die Verfahrensrichtlinie stellt weiter sicher, dass
Asylbewerber das Recht auf einen wirksamen Rechtsbehelf vor einem Gericht oder Tribunal gegen eine Entscheidung
Uber ihren Asylantrag ...haben (Artikel 39, (1)).

1.3.5. Gem. den Artikeln 15 und 20 der Aufnahmerichtlinie ist der hier zustandige Partnerstaat verpflichtet, flr eine
ausreichende medizinische Versorgung von kranken Asylwerbern zu sorgen, sowie bei Opfern von Folter und Gewalt
im Bedarfsfall eine Behandlung bereitzustellen, die fir Schaden, die durch Folter, Vergewaltigung oder andere schwere
Gewalttaten erlitten wurden, erforderlich ist.

Ebenso ist der hier zustédndige Partnerstaat nach der Aufnahmerichtlinie verpflichtet, daflir Sorge zu tragen, dass
Asylsuchende ab Antragstellung materielle Leistungen erhalten, die einem Lebensstandard entsprechen, welcher
Gesundheit und Lebensunterhalt der Asylsuchenden gewahrleistet (Artikel 13).



Nach dieser Richtlinie soll die Unterbringung das Familienleben schiitzen, sowie Kommunikation mit oder Zugang zu
Rechtsberatern, UNHCR und NGOs ermdglichen. Die Mitgliedstaaten sind kraft der Richtlinie verpflichtet, Gewalt in
Sammelunterkinften zu verhiten. Das in Einrichtungen eingesetzte Personal muss angemessen geschult sein, und die
Asylsuchenden kénnen an der Verwaltung der Unterbringungszentren beteiligt werden. Minderjdhrige sollten

zusammen mit ihren Eltern oder Familienangehorigen untergebracht werden.

Gem. Art. 16 (3 ) und (4) der Aufnahmerichtlinie kénnen die Mitgliedstaaten Sanktionen flr grobe Versté3e gegen die
Vorschriften der Unterbringungszentren und grob gewalttatiges Verhalten festlegen. Die Mitgliedstaaten gewahrleisten
in jedem Fall Zugang zur medizinischen Notversorgung.Gem. Artikel 16, (3 ) und (4) der Aufnahmerichtlinie kénnen die
Mitgliedstaaten Sanktionen fur grobe VerstoRe gegen die Vorschriften der Unterbringungszentren und grob
gewalttatiges Verhalten festlegen. Die Mitgliedstaaten gewahrleisten in jedem Fall Zugang zur medizinischen

Notversorgung.

1.3.6. Aus den nicht widerlegten Feststellungen der belangten Behorde ergibt sich, dass Griechenland sowohl die

Verfahrens-, als auch die Aufnahme und Statusrichtlinie in nationales Recht umsetzten.

1.3.7. Auch sonst sieht das erkennende Gericht keinen Anlass, die oben wiedergegebenen Kernaussagen der
Feststellungen der belangten Behorde in Zweifel zu ziehen und erhebt sie zu den Feststellungen des gegenstandlichen

Erkenntnisses.

1.3.8. In seinem aktualisierten Positionspapier vom Dezember 2009 ("Observations on Greece as a country of asylum")
halt UNHCR zwar seine bisherigen Aussagen zu Griechenland im Wesentlichen aufrecht, weist aber auch auf von der
neuen Regierung ausgehende positive Impulse durch die Einsetzung eines Expertenkomitees zur Erarbeitung von
MalRinahmen zur Verbesserung der Lage von Asylwerbern in Griechenland hin ("UNHCR notes with appreciation the
commitment of the Government of Greece to address serious shortcomings in the Greek asylum procedure, to which
UNHCR and others have drawn attention in recent years. On November 26, 2009, the Minister of Citizen Protection
established a Committee of Experts on Asylum. This Committee, which includes representatives of relevant Ministries
and agencies, as well as academics, NGOs and UNHCR, is tasked with presenting a proposal for the reform of the Greek
asylum system. This is a welcome development.").

1.3.9. Gegen Griechenland hat die Europdische Kommission kein Vertragsverletzungs-verfahren wegen Verletzung der
Status-, Verfahrens-, oder Aufnahmerichtlinie eingeleitet. Ebenso ist keine Klage eines Mitgliedsstaates gegen
Griechenland wegen Verletzung der Status-, Verfahrens-, oder Aufnahmerichtlinie anhangig.

1.3.10. Zusammengefasst ist festzustellen, dass in Griechenland von einer Beachtung des Non-Refoulements-Schutzes,
der Existenz einer Grund- und Gesundheitsversorgung fur Asylwerber, der Existenz von Versorgungs- und
Unterbringungseinrichtungen, sowie einer unbedenklichen Sicherheitslage ausgegangen werden kann, wobei
eingeraumt wird, dass in Bezug auf die Unterbringung von BF bei gewissen Fallkonstellationen Kapazitatsengpasse
auftreten kdnnen. Ebenso vertritt Griechenland in Bezug auf die Auslegung der GFK, der Status-, Verfahrens- und
Aufnahmerichtlinie, sowie der Beurteilung der asyl- und abschiebungsrelevanten Lage im Herkunftsstaat des BF keine
relevanten Sonderpositionen innerhalb der Europdischen Union. Ebenso kann nicht festgestellt werden, dass
Asylwerber im Falle einer Ruckkehr nach Griechenland mit maf3geblicher Wahrscheinlichkeit damit rechnen mussen,
keinen Zugang zu einem Asylverfahren zu finden, welches den Antrag meritorisch prift.

2. Beweiswurdigung

Der festgestellte Sachverhalt ergibt sich aus dem vom Bundesasylamt vorgelegten Asylakt und aus dem Vorbringen der
Beschwerdefihrerin.

Die BF trat den Feststellungen des Bundesasylamtes (vgl. AS 105 - 127; diese wurden ihr im Zuge der Einvernahme am
10.03.2010 zur Kenntnis gebracht, das Parteiengehdr also gewahrt), welche unter 1.4. zusammengefasst wiederholt
wurden, nicht substantiiert entgegen. Die Beweis wirdigenden Ausfiihrungen des Bundesasylamtes beziehen sich auf
diese Feststellungen; entgegen den Beschwerdeausfiihrungen ist daher sehr wohl nachvollziehbar, von welchem
Sachverhalt das Bundesasylamt ausgeht.Die BF trat den Feststellungen des Bundesasylamtes vergleiche AS 105 - 127;
diese wurden ihr im Zuge der Einvernahme am 10.03.2010 zur Kenntnis gebracht, das Parteiengehdr also gewahrt),



welche unter roémisch eins.4. zusammengefasst wiederholt wurden, nicht substantiiert entgegen. Die Beweis
wulrdigenden Ausfuhrungen des Bundesasylamtes beziehen sich auf diese Feststellungen; entgegen den
Beschwerdeausfiihrungen ist daher sehr wohl nachvollziehbar, von welchem Sachverhalt das Bundesasylamt ausgeht.

Die im angefochtenen Bescheid enthaltenen Landerfeststellungen zu Griechenland stammen von der
Staatendokumentation des Bundesasylamtes, welche zur Objektivitat verpflichtet ist und der Beobachtung eines
Beirates unterliegt. Die Feststellungen basieren auf einer ausgewogenen Auswahl verschiedenster seridser und
aktueller Quellen, sowohl von Regierungs- als auch von Nichtregierungsorganisationen. Soweit die BF behauptet, ihnen
sei kein Dolmetscher zur Verflgung gestellt worden, sie hatten keine Adressen von Flichtlingsorganisationen
bekommen und sie hatten Leute mit diesen "rosa Karten" getroffen, die auch obdachlos gewesen seien und keine
Verpflegung bekommen hatten, so konnte sie mit solchen allgemeinen Behauptungen, die auf einer breiten Auswahl
verschiedener unabhangiger, seriéser Quellen beruhenden Feststellungen des Bundesasylamtes nicht widerlegen.
DarUber hinaus konnten ihnen auch keine Adressen von Flichtlingsorganisationen zur Verfigung gestellt werden,
hatten sie doch in Griechenland bisher keinen Asylantrag gestellt; die BF war in Griechenland wie die Ubrigen
Familienmitglieder nicht als Fluichtling sondern als illegal Einreisende behandelt worden. Diesbezlglich hatte sie
angegeben, dass ihr Zielland Osterreich gewesen sei (vgl. AS 97).Die im angefochtenen Bescheid enthaltenen
Landerfeststellungen zu Griechenland stammen von der Staatendokumentation des Bundesasylamtes, welche zur
Objektivitat verpflichtet ist und der Beobachtung eines Beirates unterliegt. Die Feststellungen basieren auf einer
ausgewogenen Auswahl verschiedenster seridser und aktueller Quellen, sowohl von Regierungs- als auch von
Nichtregierungsorganisationen. Soweit die BF behauptet, ihnen sei kein Dolmetscher zur Verflugung gestellt worden,
sie hatten keine Adressen von Fliichtlingsorganisationen bekommen und sie hatten Leute mit diesen "rosa Karten"
getroffen, die auch obdachlos gewesen seien und keine Verpflegung bekommen hétten, so konnte sie mit solchen
allgemeinen Behauptungen, die auf einer breiten Auswahl verschiedener unabhangiger, seriéser Quellen beruhenden
Feststellungen des Bundesasylamtes nicht widerlegen. Darlber hinaus konnten ihnen auch keine Adressen von
Fluchtlingsorganisationen zur Verfigung gestellt werden, hatten sie doch in Griechenland bisher keinen Asylantrag
gestellt; die BF war in Griechenland wie die Ubrigen Familienmitglieder nicht als Fluchtling sondern als illegal
Einreisende behandelt worden. Diesbeziiglich hatte sie angegeben, dass ihr Zielland Osterreich gewesen sei vergleiche
AS 97).

In der Beschwerde wird auch behauptet, die Familie erwarte im Fall einer Rickkehr nach Griechenland keinen
wirksamen Zugang zum Asylverfahren, keine Unterkunft, keine medizinische Betreuung und keine staatliche
Unterstiitzung. Zum Beweis dafiir wird auf den Bericht von Caritas und ORK vom August 2009 verwiesen. Eine
derartige Behauptung kann aber nicht auf diesen Bericht (der ebenso vom BAA herangezogen wurde - vgl. AS 163)
gestutzt werden, wird doch dort ausgeflihrt, dass Dublin-Rickkehrer normalerweise ihren Asylantrag am Flughaften
Athen stellen kdnnten und ihre "Rosa Karten" binnen einiger Tage nach Ankunft erhielten. Daher scheine deren
Zugang zum griechischen Asylverfahren eher einfach verglichen mit anderen Migranten (AS 165).In der Beschwerde
wird auch behauptet, die Familie erwarte im Fall einer Riuckkehr nach Griechenland keinen wirksamen Zugang zum
Asylverfahren, keine Unterkunft, keine medizinische Betreuung und keine staatliche Unterstitzung. Zum Beweis dafiir
wird auf den Bericht von Caritas und ORK vom August 2009 verwiesen. Eine derartige Behauptung kann aber nicht auf
diesen Bericht (der ebenso vom BAA herangezogen wurde - vergleiche AS 163) gestitzt werden, wird doch dort
ausgefuhrt, dass Dublin-Rickkehrer normalerweise ihren Asylantrag am Flughaften Athen stellen kénnten und ihre
"Rosa Karten" binnen einiger Tage nach Ankunft erhielten. Daher scheine deren Zugang zum griechischen
Asylverfahren eher einfach verglichen mit anderen Migranten (AS 165).

Die BF hatte im Zuge der Erstbefragung am 24.01.2010 durch Organe des &ffentlichen Sicherheitsdienstes nichts von
Misshandlungen (ihres Mannes und ihres Sohnes) durch die griechische Polizei berichtet, dagegen in der Einvernahme
durch das Bundesasylamt am 10.03.2010 massive Misshandlungsvorwirfe gegen die griechische Polizei erhoben. Wie
das Bundesasylamt ausfihrte, kommt den Angaben eines Asylwerbers bei seiner ersten Befragung grundsatzlich
groRere Glaubwurdigkeit zu, als einem spateren Vorbringen und erweist sich das Vorbringen der BF insofern (im
Hinblick auf die Misshandlungsvorwtirfe) auch als erhebliche Steigerung und damit als unglaubwurdig.

Die BF hatte in der Erstbefragung als Fluchtgrund angegeben, sie hatten Grundstlicke verkauft. Plotzlich hatten sie
einen Drohbrief erhalten, wenn sie das Geld aus dem Erlos der Grundstiicke nicht hergaben, wirden sie getotet.
AuBerdem sei die Sicherheitslage in Afghanistan so schlecht, dass ihre Kinder nicht in die Schule gehen kdnnten (AS



19). In der Einvernahme vor dem Bundesasylamt dagegen gab sie an, ihr Leben sei in Gefahr gewesen, ihr Mann habe
Grundstucke verkauft und sei erpresst worden, dass er die Halfte der Summe hergeben sollte (AS 97). Insofern ergibt
sich zwischen den Angaben in der Erstbefragung und denen in der Einvernahme ein Widerspruch (das Geld aus dem
Erl6s : die Halfte des Erlses), was ihre Angaben unglaubwdirdig macht.

Die Wertung des Bundesasylamtes, den behaupteten Misshandlungsvorwtirfen durch die griechische Polizei sei keine
Glaubwiurdigkeit zuzumessen, ist daher nicht zu beanstanden. Die Behauptung in der Beschwerde, es sei keine
Moglichkeit gewesen in der polizeilichen Befragung, die Umstédnde in Griechenland zu schildern, muss als
Schutzbehauptung angesehen werden, wurden vom befragenden Organ beispielsweise unter Punkt 9.9. (AS 17) auch
Fakten protokolliert, die nichts mit der konkreten Fragestellung zu tun hatten ("...Dort wurden uns die Fingerabdrtcke
abgenommen....").

Zum Vorbringen, bei der Schwangerschaft der BF handle es sich um eine Problemschwangerschaft, ist wie folgt
auszufuhren. Gemall dem Arztbrief des Krankenhauses XXXX wurde die BF bei klinischer Beschwerdefreiheit an
diesem Tag entlassen (Empfohlene Medikation:Zum Vorbringen, bei der Schwangerschaft der BF handle es sich um
eine Problemschwangerschaft, ist wie folgt auszufiihren. GemaR dem Arztbrief des Krankenhauses romisch 40 wurde
die BF bei klinischer Beschwerdefreiheit an diesem Tag entlassen (Empfohlene Medikation:

Magnosoiv 1 X 1; weitere empfohlene MalRnahmen: korperliche Schonung)Magnosoiv 1 rémisch zehn 1; weitere
empfohlene MaRnahmen: kérperliche Schonung).

Nach Vereitelung einer beabsichtigten Uberstellung der Familie nach Griechenland durch die Behauptung von
Schwangerschaftsproblemen durch die BF am XXXX (die BF wurde daraufhin ins AKH XXXX Uberstellt), wurde dort
festgestellt, dass die Befunde der Fremden vollig normal waren, jedenfalls waren keine
Schwangerschaftskomplikationen vorhanden und auch keine anderwartigen gesundheitlichen Probleme oder
Erkrankungen erkennbar (AV der BH XXXX). Entgegen den Ausflhrungen im Schriftsatz der rechtsfreundlichen
Vertretung (e-mail vom 22.04.2010) kann daher eine Problemschwangerschaft ebenso wenig wie ein in der
Beschwerde behaupteter Risikofaktor fur die Gesundheit der BF und ihres ungeborenen Kindes erkannt werden.Nach
Vereitelung einer beabsichtigten Uberstellung der Familie nach Griechenland durch die Behauptung von
Schwangerschaftsproblemen durch die BF am rémisch 40 (die BF wurde daraufhin ins AKH rémisch 40 Gberstellt),
wurde dort festgestellt, dass die Befunde der Fremden vdllig normal waren, jedenfalls waren keine
Schwangerschaftskomplikationen vorhanden und auch keine anderwartigen gesundheitlichen Probleme oder
Erkrankungen erkennbar (AV der BH romisch 40 ). Entgegen den Ausfihrungen im Schriftsatz der rechtsfreundlichen
Vertretung (e-mail vom 22.04.2010) kann daher eine Problemschwangerschaft ebenso wenig wie ein in der
Beschwerde behaupteter Risikofaktor fur die Gesundheit der BF und ihres ungeborenen Kindes erkannt werden.

3. Rechtlich ergibt sich Folgendes:
3.1. Zustandigkeit

Gemall § 61 (1) AsylG 2005BGBI | Nr. 100/2005 idgF entscheidet derGemdaR Paragraph 61, (1) AsylG 2005
Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 100 aus 2005, idgF entscheidet der

Asylgerichtshof ... Uber... Beschwerden gegen Bescheide des
Bundesasylamtes, woraus sich im gegenstandlichen Verfahren die Zustandigkeit des AsylGH ergibt.
3.2. Entscheidung durch den Einzelrichter

2. Gemal § 61 (1) AsylG 2005BGBI | Nr. 100/2005 idF BGBI | Nr. 4/2008 entscheidet der Asylgerichtshof in Senaten
oder, soweit dies in Abs. 3 vorgesehen ist, durch Einzelrichter Uber2. GemdaR Paragraph 61, (1) AsylG 2005
Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 100 aus 2005, in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 4 aus 2008, entscheidet
der Asylgerichtshof in Senaten oder, soweit dies in Absatz 3, vorgesehen ist, durch Einzelrichter Gber

1. Beschwerden gegen Bescheide des Bundesasylamtes und

2.[....1]

(3) Der Asylgerichtshof entscheidet durch Einzelrichter Uber Beschwerden gegen
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1. zurlckweisende Bescheide
a)...

b) wegen Zustandigkeit eines anderen Staates gemall § 5b) wegen Zustandigkeit eines anderen Staates gemaf}
Paragraph 5

o
2. die mit diesen Entscheidungen verbundene Ausweisung

(4) Uber die Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung einer Beschwerde entscheidet der fir die Behandlung der
Beschwerde zustandige Einzelrichter oder Senatsvorsitzende.

Aufgrund der oben zitierten Bestimmung ist Uber die gegenstandliche Beschwerde gem. § 61 Abs. 3 Z 1 lit. b und Z2
durch den Einzelrichter zu entscheiden.Aufgrund der oben zitierten Bestimmung ist Uber die gegenstandliche
Beschwerde gem. Paragraph 61, Absatz 3, Ziffer eins, Litera b und Z2 durch den Einzelrichter zu entscheiden.

3.3. Anzuwendendes Verfahrensrecht

Gemal § 23 Absatz 1 des Bundesgesetzes Uber den Asylgerichtshof, BGBI. I, Nr. 4/2008 (Asylgerichtshofgesetz -
AsylGHG) idF BGBL. | Nr. 147/2008, sind, soweit sich aus dem Asylgesetz 2005 (AsylG 2005), BGBI. | Nr. 100, nicht
anderes ergibt, auf das Verfahren vor dem Asylgerichtshof die Bestimmungen des Allgemeinen
Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 (AVG), BGBI. Nr. 51, mit der Mal3gabe sinngemaR anzuwenden, dass an die Stelle
des Begriffs "Berufung" der Begriff "Beschwerde" tritt, weshalb im gegenstandlichen Fall im hier ersichtlichen Umfang
das Allgemeine Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 - AVG, BGBI. Nr. 51 zur Anwendung gelangt.GemaR Paragraph 23,
Absatz 1 des Bundesgesetzes Uber den Asylgerichtshof, Bundesgesetzblatt rémisch eins, Nr. 4 aus 2008,
(Asylgerichtshofgesetz - AsylGHG) in der Fassung BGBL. romisch eins Nr. 147 aus 2008,, sind, soweit sich aus dem
Asylgesetz 2005 (AsylG 2005), Bundesgesetzblatt rémisch eins Nr. 100, nicht anderes ergibt, auf das Verfahren vor dem
Asylgerichtshof die Bestimmungen des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 (AVG), Bundesgesetzblatt Nr.
51, mit der Mal3gabe sinngemafd anzuwenden, dass an die Stelle des Begriffs "Berufung" der Begriff "Beschwerde" tritt,
weshalb im gegenstandlichen Fall im hier ersichtlichen Umfang das Allgemeine Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 -

AVG, Bundesgesetzblatt Nr. 51 zur Anwendung gelangt.

3.4.1.1. GemaR 8 5 Abs. 1 AsylG ist ein nicht gemaR8 4 AsylG erledigter Asylantrag als unzulassig zurtckzuweisen,
wenn ein anderer Staat vertraglich oder aufgrund der Verordnung Nr. 343/2003 (EG) des Rates vom 18.02.2003 zur
Prufung des Asylantrages zustandig ist. Mit dem Zurlckweisungsbescheid hat die Asylbehérde auch festzustellen,
welcher Staat zustdndig ist. Gemal3 § 10 Abs 1 Z 1 AsylG st die Zurlickweisung eines Antrages nach Mal3gabe der 8 10
Abs 3 und Abs 4 AsylG mit einer Ausweisung zu verbinden. Die Dublin Il VO ist eine Verordnung des
Gemeinschaftsrechts der Europaischen Union, die Regelungen Uber die Zustandigkeit zur Prifung von Asylantragen
von Drittstaatsangehdrigen trifft. Sie gilt also nicht fur mégliche Asylantrage von EU-Burgern, ebenso wenig ist sie auf
Personen anwendbar, denen bereits der Flichtlingsstatus zuerkannt wurde. Das wesentliche Grundprinzip ist jenes,
dass den Drittstaatsangehorigen in einem der Mitgliedstaaten das Recht auf ein faires, rechtsstaatliches Asylverfahren
zukommt, jedoch nur ein Recht auf ein Verfahren in einem Mitgliedstaat, dessen Zustandigkeit sich primar nicht
aufgrund des Wunsches des Asylwerbers, sondern aufgrund der in der Verordnung festgesetzten hierarchisch
geordneten Zustandigkeitskriterien ergibt.3.4.1.1. GemaR Paragraph 5, Absatz eins, AsylG ist ein nicht gemaR
Paragraph 4, AsylG erledigter Asylantrag als unzuldssig zurlckzuweisen, wenn ein anderer Staat vertraglich oder
aufgrund der Verordnung Nr. 343 aus 2003, (EG) des Rates vom 18.02.2003 zur Prufung des Asylantrages zustandig ist.
Mit dem ZurUckweisungsbescheid hat die Asylbehdrde auch festzustellen, welcher Staat zustandig ist. GemaR
Paragraph 10, Absatz eins, Ziffer eins, AsylG ist die Zurlickweisung eines Antrages nach MaRgabe der Paragraph 10,
Absatz 3 und Absatz 4, AsylG mit einer Ausweisung zu verbinden. Die Dublin rémisch zwei VO ist eine Verordnung des
Gemeinschaftsrechts der Europdischen Union, die Regelungen Uber die Zustandigkeit zur Prifung von Asylantragen
von Drittstaatsangehdrigen trifft. Sie gilt also nicht fir mégliche Asylantrage von EU-BUrgern, ebenso wenig ist sie auf
Personen anwendbar, denen bereits der Flichtlingsstatus zuerkannt wurde. Das wesentliche Grundprinzip ist jenes,
dass den Drittstaatsangehorigen in einem der Mitgliedstaaten das Recht auf ein faires, rechtsstaatliches Asylverfahren
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zukommt, jedoch nur ein Recht auf ein Verfahren in einem Mitgliedstaat, dessen Zustandigkeit sich primar nicht
aufgrund des Wunsches des Asylwerbers, sondern aufgrund der in der Verordnung festgesetzten hierarchisch
geordneten Zustandigkeitskriterien ergibt.

3.4.1.2.

8 10 AsylG idgF lautet:Paragraph 10, AsylG idgF lautet:

"8 10. (1) Eine Entscheidung nach diesem Bundesgesetz ist mit einer Ausweisung zu verbinden, wenn
1. der Antrag auf internationalen Schutz zurickgewiesen wird;

2. der Antrag auf internationalen Schutz sowohl bezlglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten als auch
der Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten abgewiesen wird;

3. einem Fremden der Status des Asylberechtigten aberkannt wird, ohne dass es zur Zuerkennung des Status des
subsidiar Schutzberechtigten kommt oder

4. einem Fremden der Status des subsidiar Schutzberechtigten aberkannt wird und kein Fall der 88 8 Abs.3a oder 9
Abs. 2 vorliegt.4. einem Fremden der Status des subsidiar Schutzberechtigten aberkannt wird und kein Fall der
Paragraphen 8, Absatz 3 a, oder 9 Absatz 2, vorliegt.

(2) Ausweisungen nach Abs. 1 sind unzuldssig, wenn(2) Ausweisungen nach Absatz eins, sind unzuldssig, wenn
1. dem Fremden im Einzelfall ein nicht auf dieses Bundesgesetz gestltztes Aufenthaltsrecht zukommt oder

2. diese eine Verletzung von Art. 8 EMRK darstellen wirden. Dabei sind insbesondere zu bertcksichtigen2. diese eine

Verletzung von Artikel 8, EMRK darstellen wirden. Dabei sind insbesondere zu bertcksichtigen:

a) die Art und Dauer des bisherigen Aufenthalts und die Frage, ob der bisherige Aufenthalt des Fremden rechtswidrig

war;

b) das tatsachliche Bestehen eines Familienlebens;
c) die Schutzwurdigkeit des Privatlebens;

d) der Grad der Integration;

e) die Bindungen zum Herkunftsstaat des Fremden;
f) die strafgerichtliche Unbescholtenheit;

g) VerstoBe gegen die offentliche Ordnung, insbesondere im Bereich des Asyl, Fremdenpolizei- und

Einwanderungsrechts;

h) die Frage, ob das Privat- und Familienleben des Fremden in einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die Beteiligten

ihres unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren.

(3) Wenn die Durchfuhrung der Ausweisung aus Grunden, die in der Person des Asylwerbers liegen, eine Verletzung
von Art. 3 EMRK darstellen wirde und diese nicht von Dauer sind, ist die Durchfuhrung fiir die notwendige Zeit
aufzuschieben.(3) Wenn die Durchfuhrung der Ausweisung aus Griinden, die in der Person des Asylwerbers liegen,
eine Verletzung von Artikel 3, EMRK darstellen wiirde und diese nicht von Dauer sind, ist die Durchfihrung fur die

notwendige Zeit aufzuschieben.

(4) Eine Ausweisung, die mit einer Entscheidung gemal3 Abs. 1 Z 1 verbunden ist, gilt stets auch als Feststellung der
Zulassigkeit der Zurlckweisung, Zurlckschiebung oder Abschiebung in den betreffenden Staat. Besteht eine
durchsetzbare Ausweisung, hat der Fremde unverzlglich auszureisen.(4) Eine Ausweisung, die mit einer Entscheidung
gemal Absatz eins, Ziffer eins, verbunden ist, gilt stets auch als Feststellung der Zuldssigkeit der Zurlckweisung,
Zuruckschiebung oder Abschiebung in den betreffenden Staat. Besteht eine durchsetzbare Ausweisung, hat der

Fremde unverzuglich auszureisen.
(5) ...
(6) ...

3.4.2. Es ist daher zunachst zu Uberpruifen, welcher Mitgliedstaat nach den hierarchisch aufgebauten (Art. 5 Abs 1
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Dublin Il VO) Kriterien der Art. 6-12 bzw 14 und Art. 15 Dublin Il VO, beziehungsweise dem Auffangtatbestand des Art.
13 Dublin II VO zur inhaltlichen Prifung zustandig ist.3.4.2. Es ist daher zunachst zu Uberprufen, welcher Mitgliedstaat
nach den hierarchisch aufgebauten (Artikel 5, Absatz eins, Dublin rémisch zwei VO) Kriterien der Artikel 6 -, 12, bzw 14
und Artikel 15, Dublin rémisch zwei VO, beziehungsweise dem Auffangtatbestand des Artikel 13, Dublin rémisch zwei
VO zur inhaltlichen Priafung zustandig ist.

3.4.3. Im vorliegenden Fall ist dem Bundesasylamt zuzustimmen, dass eine Zustandigkeit Griechenlands gemaf Art
18(7) Dublin Il VO besteht.3.4.3. Im vorliegenden Fall ist dem Bundesasylamt zuzustimmen, dass eine Zustandigkeit
Griechenlands gemaf Artikel 18 (, 7,) Dublin rémisch zwei VO besteht.

Aufgrund der Angaben der Beschwerdefuhrerin zum Reiseweg und des bis dorthin bekannten Ermittlungsergebnisses
(va. des Eurodac-Treffers: GR21990516 v. 10.11.2009/MYTILINI - vgl. AS 5), nahm das Bundesasylamt das
Konsultationsverfahren mit Griechenland - es wurde an Griechenland ein Ersuchen um Aufnahme wegen illegaler
Einreise nach Griechenland innerhalb der letzten 12 Monate gemaR Art. 10(1) der Dublin Il VO gestellt - auf und steht
die Zustandigkeit Griechenlands aufgrund von Verfristung fest; Griechenland hatte nicht innerhalb der Frist von einem
Monat (das Bundesasylamt berief sich auf das Dringlichkeitsverfahren des Art. 17(2) der Dublin Il VO - daher verkurzte
sich die Frist auf einen Monat) geantwortet. Mit Schreiben vom 01.03.2010 wurde Griechenland der Umstand der
Verfristung mitgeteilt (AS 63). Lediglich die Bezugnahme in diesem Schreiben auf Art. 20/1/c der Dublin II-VO ist nicht
richtig, weil Art. 20 Dublin [I-VO die Wiederaufnahme (nicht die Aufnahme) regelt.Aufgrund der Angaben der
Beschwerdefiihrerin zum Reiseweg und des bis dorthin bekannten Ermittlungsergebnisses (va. des Eurodac-Treffers:
GR21990516 v. 10.11.2009/MYTILINI - vergleiche AS 5), nahm das Bundesasylamt das Konsultationsverfahren mit
Griechenland - es wurde an Griechenland ein Ersuchen um Aufnahme wegen illegaler Einreise nach Griechenland
innerhalb der letzten 12 Monate gemaR Artikel 10 (, eins,) der Dublin romisch zwei VO gestellt - auf und steht die
Zustandigkeit Griechenlands aufgrund von Verfristung fest; Griechenland hatte nicht innerhalb der Frist von einem
Monat (das Bundesasylamt berief sich auf das Dringlichkeitsverfahren des Artikel 17 (, 2,) der Dublin rémisch zwei VO -
daher verkirzte sich die Frist auf einen Monat) geantwortet. Mit Schreiben vom 01.03.2010 wurde Griechenland der
Umstand der Verfristung mitgeteilt (AS 63). Lediglich die Bezugnahme in diesem Schreiben auf Artikel 20 /, eins /, c, der
Dublin 11-VO ist nicht richtig, weil Artikel 20, Dublin 1I-VO die Wiederaufnahme (nicht die Aufnahme) regelt.

3.4.4. Es sind auch aus der Aktenlage keine Hinweise ersichtlich, wonach die Fihrung der Konsultationen im
gegenstandlichen Fall derart fehlerhaft erfolgt ware, sodass von Willkir im Rechtssinn zu sprechen ware und die
Zustandigkeitserklarung des zustdndigen Mitgliedstaates wegen Verletzung der gemeinschaftsrechtlichen
Verfahrensgrundsatze aus diesem Grund ausnahmsweise keinen Bestand haben kdnnte (Filzwieser, Subjektiver
Rechtsschutz und Vollziehung der Dublin 1l VO - Gemeinschaftsrecht und Menschenrechte, migralLex, 1/2007, 22ff; vgl
auch das Gebot der Transparenz im "Dublin-Verfahren", VwGH 23.11.2006, ZI. 2005/20/0444). Das
Konsultationsverfahren erfolgte mangelfrei und wurde dies auch von der Beschwerdefihrerin nicht bestritten. Wie
eben dargestellt, war das Bundesasylamt berechtigt, ein Aufnahmeersuchen nach Artikel 10(1) iVvm 16 Abs 1 lit. a
Dublin Il Verordnung zu stellen. Das Bundesasylamt hat auch dargelegt, warum es von der Zustandigkeit
Griechenlands ausgeht und wurde der BF das Fihren von Konsultationen fristgerecht mitgeteilt.3.4.4. Es sind auch aus
der Aktenlage keine Hinweise ersichtlich, wonach die Fihrung der Konsultationen im gegenstandlichen Fall derart
fehlerhaft erfolgt ware, sodass von Willkir im Rechtssinn zu sprechen ware und die Zustandigkeitserklarung des
zustandigen Mitgliedstaates wegen Verletzung der gemeinschaftsrechtlichen Verfahrensgrundsatze aus diesem Grund
ausnahmsweise keinen Bestand haben kdnnte (Filzwieser, Subjektiver Rechtsschutz und Vollziehung der Dublin
rémisch zwei VO - Gemeinschaftsrecht und Menschenrechte, migraLex, 1 aus 2007,, 22ff; vergleiche auch das Gebot
der Transparenz im "Dublin-Verfahren", VwGH 23.11.2006, ZI. 2005/20/0444). Das Konsultationsverfahren erfolgte
mangelfrei und wurde dies auch von der BeschwerdeflUhrerin nicht bestritten. Wie eben dargestellt, war das
Bundesasylamt berechtigt, ein Aufnahmeersuchen nach Artikel 10(1) in Verbindung mit 16 Absatz eins, Litera a, Dublin
réomisch zwei Verordnung zu stellen. Das Bundesasylamt hat auch dargelegt, warum es von der Zustandigkeit
Griechenlands ausgeht und wurde der BF das Fihren von Konsultationen fristgerecht mitgeteilt.

Im Lichte des Art 7 VO 1560/2003 ergibt sich auch keine Verpflichtung seitens der beteiligten Mitgliedstaaten oder
seitens der Regelungen der Dublin Il VO, dass die Uberstellung in einer Weise durchgefiihrt wird, die potentiell
belastenden Zwangscharakter aufweist.Im Lichte des Artikel 7, VO 1560 aus 2003, ergibt sich auch keine Verpflichtung



seitens der beteiligten Mitgliedstaaten oder seitens der Regelungen der Dublin rémisch zwei VO, dass die Uberstellung
in einer Weise durchgefihrt wird, die potentiell belastenden Zwangscharakter aufweist.

Auch haben sich - wie unten noch aufgezeigt werden wird - keine Umstande ergeben, welche fur einen Selbsteintritt
Osterreichs sprechen wiirden.

Die erste Voraussetzung fur die RechtmaBigkeit der getroffenen Unzustandigkeitsent-scheidung ist somit gegeben.

3.4.5.1. Das Bundesasylamt hat ferner von der Moglichkeit der Austibung des Selbsteintrittsrechts nach Art 3 Abs 2
Dublin Il VO keinen Gebrauch gemacht. Es war daher noch zu prifen, ob von diesem Selbsteintrittsrecht im
gegenstandlichen Verfahren ausnahmsweise zur Vermeidung einer Verletzung der EMRK zwingend Gebrauch zu
machen gewesen wadre.3.4.5.1. Das Bundesasylamt hat ferner von der Mdoglichkeit der Auslbung des
Selbsteintrittsrechts nach Artikel 3, Absatz 2, Dublin rémisch zwei VO keinen Gebrauch gemacht. Es war daher noch zu
prufen, ob von diesem Selbsteintrittsrecht im gegenstéandlichen Verfahren ausnahmsweise zur Vermeidung einer
Verletzung der EMRK zwingend Gebrauch zu machen gewesen wadre.

Der VfGH hat mit Erkenntnis vom 17.06.2005, ZI.B 336/05-11 festgehalten, die Mitgliedstaaten hatten kraft
Gemeinschaftsrecht nicht nachzupriifen, ob ein anderer Mitgliedstaat generell sicher sei, da eine entsprechende
normative Vergewisserung durch die Verabschiedung der Dublin Il VO erfolgt sei, dabei aber gleichzeitig ebenso
ausgefilhrt, dass eine Nachprifung der grundrechtlichen Auswirkungen einer Uberstellung im Einzelfall
gemeinschaftsrechtlich zuldssig und bejahendenfalls das Selbsteintrittsrecht nach Art. 3 Abs 2 Dublin Il VO zwingend
geboten sei.Der VfGH hat mit Erkenntnis vom 17.06.2005, ZI.B 336/05-11 festgehalten, die Mitgliedstaaten hatten kraft
Gemeinschaftsrecht nicht nachzuprifen, ob ein anderer Mitgliedstaat generell sicher sei, da eine entsprechende
normative Vergewisserung durch die Verabschiedung der Dublin rémisch zwei VO erfolgt sei, dabei aber gleichzeitig
ebenso ausgefiihrt, dass eine Nachprifung der grundrechtlichen Auswirkungen einer Uberstellung im Einzelfall
gemeinschaftsrechtlich zuldssig und bejahendenfalls das Selbsteintrittsrecht nach Artikel 3, Absatz 2, Dublin rémisch
zwei VO zwingend geboten sei.

Die Judikatur des VWGH zu den Determinanten dieser Nachprifung lehnt sich richtigerweise an die Rechtsprechung
des EGMR an und lasst sich wie folgt zusammenfassen: Die bloRe Médglichkeit einer dem Art. 3 EMRK
widersprechenden Behandlung in jenem Staat, in den ein Fremder abgeschoben werden soll, gentigt nicht, um die
Abschiebung des Fremden in diesen Staat als unzuldssig erscheinen zu lassen. Wenn keine Gruppenverfolgung oder
sonstige amtswegig zu berlUcksichtigende notorische Umstande grober Menschenrechtsverletzungen in
Mitgliedstaaten der EU in Bezug auf Art. 3 EMRK vorliegen (VWGH 27.09.2005, ZI.2005/01/0313), bedarf es zur
Glaubhaftmachung der genannten Bedrohung oder Gefdhrdung konkreter auf den betreffenden Fremden bezogener
Umstande, die gerade in seinem Fall eine solche Bedrohung oder Gefdahrdung im Fall seiner Abschiebung als
wahrscheinlich erscheinen lassen (VWGH 26.11.1999, ZI 96/21/0499, VwGH 09.05.2003, Z1.98/18/0317; vgl auch VwGH
16.07.2003, ZI. 2003/01/0059): "Davon abgesehen liegt es aber beim Asylwerber, besondere Griinde, die fur die reale
Gefahr eines fehlenden Verfolgungsschutzes im zustédndigen Mitgliedstaat sprechen, vorzubringen und glaubhaft zu
machen. Dazu wird es erforderlich sein, dass der Asylwerber ein ausreichend konkretes Vorbringen erstattet, warum
die Verbringung in den zustandigen Mitgliedstaat gerade fir ihn die reale Gefahr eines fehlenden Verfolgungsschutzes,
insbesondere einer Verletzung von Art 3 EMRK, nach sich ziehen kdnnte, und er die Asylbehdrden davon Uberzeugt,
dass der behauptete Sachverhalt (zumindest) wahrscheinlich ist." (VwGH 23.01.2007, ZI. 2006/01/0949).Die Judikatur
des VWGH zu den Determinanten dieser Nachprifung lehnt sich richtigerweise an die Rechtsprechung des EGMR an
und lasst sich wie folgt zusammenfassen: Die bloBe Moglichkeit einer dem Artikel 3, EMRK widersprechenden
Behandlung in jenem Staat, in den ein Fremder abgeschoben werden soll, gentigt nicht, um die Abschiebung des
Fremden in diesen Staat als unzulassig erscheinen zu lassen. Wenn keine Gruppenverfolgung oder sonstige amtswegig
zu berlcksichtigende notorische Umstande grober Menschenrechtsverletzungen in Mitgliedstaaten der EU in Bezug
auf Artikel 3, EMRK vorliegen (VwWGH 27.09.2005, ZI. 2005/01/0313), bedarf es zur Glaubhaftmachung der genannten
Bedrohung oder Gefahrdung konkreter auf den betreffenden Fremden bezogener Umstande, die gerade in seinem Fall
eine solche Bedrohung oder Gefahrdung im Fall seiner Abschiebung als wahrscheinlich erscheinen lassen (VWGH
26.11.1999, Z196/21/0499, VwGH 09.05.2003, ZI.98/18/0317; vergleiche auch VwGH 16.07.2003, ZI.2003/01/0059):
"Davon abgesehen liegt es aber beim Asylwerber, besondere Griinde, die fir die reale Gefahr eines fehlenden
Verfolgungsschutzes im zustandigen Mitgliedstaat sprechen, vorzubringen und glaubhaft zu machen. Dazu wird es
erforderlich sein, dass der Asylwerber ein ausreichend konkretes Vorbringen erstattet, warum die Verbringung in den
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zustandigen Mitgliedstaat gerade fur ihn die reale Gefahr eines fehlenden Verfolgungsschutzes, insbesondere einer
Verletzung von Artikel 3, EMRK, nach sich ziehen konnte, und er die Asylbehdrden davon Uberzeugt, dass der
behauptete Sachverhalt (zumindest) wahrscheinlich ist." (VwGH 23.01.2007, ZI. 2006/01/0949).

Die Vorlage allgemeiner Berichte ersetzt dieses Erfordernis in der Regel nicht (vgl VWGH 17.02.1998, ZI96/18/0379;
EGMR Mamatkulov & Askarov v Turkei, Rs 46827, 46951/99, 71-77), eine geringe Anerkennungsquote, eine mogliche
Festnahme im Falle einer Uberstellung ebenso eine allfdllige Unterschreitung des verfahrensrechtlichen Standards des
Art. 13 EMRK sind fur sich genommen nicht ausreichend, die Wahrscheinlichkeit einer hier relevanten
Menschenrechtsverletzung darzutun. Relevant ware dagegen etwa das Vertreten von mit der GFK unvertretbaren
rechtlichen Sonderpositionen in einem Mitgliedstaat oder das Vorliegen einer massiv rechtswidrigen
Verfahrensgestaltung im individuellen Fall, wenn der Asylantrag im zustandigen Mitgliedstaat bereits abgewiesen
wurde (Art. 16 Abs 1 lit. e Dublin Il VO). Eine ausdrickliche Ubernahmeerklirung des anderen Mitgliedstaates hat in die
Abwagung einzuflieBen (VWGH 31.03.2005, ZI. 2002/20/0582, VwGH 31.05.2005, ZI. 2005/20/0025, VWGH 25.04.2006, ZI.
2006/19/0673), ebenso andere Zusicherungen der europdischen Partnerstaaten Osterreichs (zur Bedeutung solcher
Sachverhalte Filzwieser/Liebminger, Dublin Il VO, K13. zu Art 19 Dublin 1l VO).Die Vorlage allgemeiner Berichte ersetzt
dieses Erfordernis in der Regel nicht vergleiche VWGH 17.02.1998, ZI. 96/18/0379; EGMR Mamatkulov & Askarov v
Tarkei, Rs 46827, 46951/99, 71-77), eine geringe Anerkennungsquote, eine mdgliche Festnahme im Falle einer
Uberstellung ebenso eine allfallige Unterschreitung des verfahrensrechtlichen Standards des Artikel 13, EMRK sind fir
sich genommen nicht ausreichend, die Wahrscheinlichkeit einer hier relevanten Menschenrechtsverletzung darzutun.
Relevant ware dagegen etwa das Vertreten von mit der GFK unvertretbaren rechtlichen Sonderpositionen in einem
Mitgliedstaat oder das Vorliegen einer massiv rechtswidrigen Verfahrensgestaltung im individuellen Fall, wenn der
Asylantrag im zustandigen Mitgliedstaat bereits abgewiesen wurde (Artikel 16, Absatz eins, Litera e, Dublin romisch
zwei VO). Eine ausdriickliche Ubernahmeerklarung des anderen Mitgliedstaates hat in die Abwigung einzuflieRen
(VWGH 31.03.2005, ZI. 2002/20/0582, VWGH 31.05.2005, ZI. 2005/20/0025, VwWGH 25.04.2006, ZI.2006/19/0673), ebenso
andere Zusicherungen der europdischen Partnerstaaten Osterreichs (zur Bedeutung solcher Sachverhalte
Filzwieser/Liebminger, Dublin rémisch zwei VO, K13. zu Artikel 19, Dublin rémisch zwei VO).

3.4.5.2. Weiterhin hatte der Asylgerichtshof folgende Umstande zu bertcksichtigen:

Bei entsprechender Haufung von Fallen, in denen in Folge Auslbung des Selbsteintrittsrechts die
gemeinschaftsrechtliche Zustandigkeit nicht effektuiert werden kann, kann eine Gefdhrdung des "effet utile"
Grundsatzes des Gemeinschaftsrechts entstehen.

Zur effektiven Umsetzung des Gemeinschaftsrechts sind alle staatlichen Organe kraft Gemeinschaftsrechts
verpflichtet.

Der Verordnungsgeber der Dublin Il VO, offenbar im Glauben, dass sich alle Mitgliedstaaten untereinander als "sicher"
ansehen kénnen, wodurch auch eine Uberstellung vom einen in den anderen Mitgliedstaat keine realen Risken von
Menschenrechtsverletzungen bewirken kdnnte (vgl. insbesondere den 2. Erwagungsgrund der Praambel der Dublin Il
VO), hat keine eindeutigen verfahrens- oder materiellrechtlichen Vorgaben fir solche Falle getroffen, diesbeziglich
lasst sich aber aus dem Gebot der menschenrechtskonformen Auslegung des Gemeinschaftsrechts und aus Beachtung
der gemeinschaftsrechtlichen Verfahrensgrundrechte ableiten, dass bei ausnahmsweiser Verletzung der EMRK bei
Uberstellung in einen anderen Mitgliedstaat eine Uberstellung nicht stattfinden darf. Die Beachtung des
Effizienzgebots (das etwa eine pauschale Anwendung des Selbsteintrittsrechts oder eine innerstaatliche
Verfahrensgestaltung, die Verfahren nach der Dublin Il VO umfangreicher gestaltet als materielle Verfahren verbietet)
und die Einhaltung der Gebote der EMRK stehen daher bei richtiger Anwendung nicht in Widerspruch (Filzwieser,
migralLex, 1/2007, 18ff, Filzwieser/Liebminger, Dublin 1l VO? K8-K13. zu Art. 19).Der Verordnungsgeber der Dublin
rémisch zwei VO, offenbar im Glauben, dass sich alle Mitgliedstaaten untereinander als "sicher" ansehen kénnen,
wodurch auch eine Uberstellung vom einen in den anderen Mitgliedstaat keine realen Risken von
Menschenrechtsverletzungen bewirken kdnnte vergleiche insbesondere den 2. Erwdgungsgrund der Praambel der
Dublin rémisch zwei VO), hat keine eindeutigen verfahrens- oder materiellrechtlichen Vorgaben fur solche Falle
getroffen, diesbezlglich lasst sich aber aus dem Gebot der menschenrechtskonformen Auslegung des
Gemeinschaftsrechts und aus Beachtung der gemeinschaftsrechtlichen Verfahrensgrundrechte ableiten, dass bei
ausnahmsweiser Verletzung der EMRK bei Uberstellung in einen anderen Mitgliedstaat eine Uberstellung nicht
stattfinden darf. Die Beachtung des Effizienzgebots (das etwa eine pauschale Anwendung des Selbsteintrittsrechts oder
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eine innerstaatliche Verfahrensgestaltung, die Verfahren nach der Dublin rémisch zwei VO umfangreicher gestaltet als
materielle Verfahren verbietet) und die Einhaltung der Gebote der EMRK stehen daher bei richtiger Anwendung nicht
in Widerspruch (Filzwieser, migraLex, 1 aus 2007,, 18ff, Filzwieser/Liebminger, Dublin rémisch zwei VO?, K8-K13. zu
Artikel 19,).

Die allfallige Rechtswidrigkeit von Gemeinschaftsrecht kann nur von den zustandigen gemeinschaftsrechtlichen
Organen, nicht aber von Organen der Mitgliedstaaten rechtsgiltig festgestellt werden. Der EGMR hat jungst
festgestellt, dass der Rechtsschutz des Gemeinschaftsrechts regelmaRig den Anforderungen der EMRK entspricht
(30.06.2005, Bosphorus Airlines v Irland, Rs 45036/98).

Es bedarf sohin europarechtlich eines im besonderen Malle substantiierten Vorbringens und des Vorliegens
besonderer vom Antragsteller bescheinigter aullergewdhnlicher Umstande, um die grundsatzliche europarechtlich
gebotene Annahme der "Sicherheit" der Partnerstaaten der Europaischen Union als einer Gemeinschaft des Rechts im
individuellen Fall erschittern zu kénnen. Diesem Grundsatz entspricht auch die durch das AsylG 2005 eingefihrte
gesetzliche Klarstellung des § 5 Abs. 3 AsylG, die Elemente einer Beweislastumkehr enthalt. Es trifft zwar ohne Zweifel
zu, dass Asylwerber in ihrer besonderen Situation haufig keine Mdglichkeit haben, Beweismittel vorzulegen (wobei
dem durch das Institut des Rechtsberaters begegnet werden kann), und dies mitzubeachten ist (VwGH, 23.01.2007, ZI.
2006/01/0949), dies kann aber nicht pauschal dazu fihren, die vom Gesetzgeber - im Einklang mit dem
Gemeinschaftsrecht - vorgenommene Wertung des8 5 Abs. 3 AsylG Uberhaupt fur unbeachtlich zu erklaren
(dementsprechend in ihrer Undifferenziertheit verfehlt, Fe8l/Holzschuster, AsylG 2005, 225ff). Eine Rechtsprechung,
die in Bezug auf Mitgliedstaaten der EU faktisch hohere Anforderungen entwickelte, als jene des EGMR in Bezug auf
Drittstaaten ware jedenfalls gemeinschaftsrechtswidrig.Es bedarf sohin europarechtlich eines im besonderen Malie
substantiierten Vorbringens und des Vorliegens besonderer vom Antragsteller bescheinigter aulRergewdhnlicher
Umstande, um die grundsatzliche europarechtlich gebotene Annahme der "Sicherheit" der Partnerstaaten der
Europaischen Union als einer Gemeinschaft des Rechts im individuellen Fall erschittern zu kénnen. Diesem Grundsatz
entspricht auch die durch das AsylG 2005 eingefihrte gesetzliche Klarstellung des Paragraph 5, Absatz 3, AsylG, die
Elemente einer Beweislastumkehr enthdlt. Es trifft zwar ohne Zweifel zu, dass Asylwerber in ihrer besonderen
Situation haufig keine Moglichkeit haben, Beweismittel vorzulegen (wobei dem durch das Institut des Rechtsberaters
begegnet werden kann), und dies mitzubeachten ist (VwGH, 23.01.2007, ZI. 2006/01/0949), dies kann aber nicht
pauschal dazu flhren, die vom Gesetzgeber - im Einklang mit dem Gemeinschaftsrecht - vorgenommene Wertung des
Paragraph 5, Absatz 3, AsylG Uberhaupt fir unbeachtlich zu erkldren (dementsprechend in ihrer Undifferenziertheit
verfehlt, Fe3l/Holzschuster, AsylG 2005, 225ff). Eine Rechtsprechung, die in Bezug auf Mitgliedstaaten der EU faktisch
héhere Anforderungen entwickelte, als jene des EGMR in Bezug auf Drittstaaten wdare jedenfalls
gemeinschaftsrechtswidrig.

3.4.5.3. Basierend auf den nachfolgenden Ausfihrungen wurde im Lichte der unter Punkt 4. angeflhrten
Feststellungen zur Lage in Griechenland im konkreten Fall nun ein entsprechend substantiiertes Vorbringen im Sinne
des Erk. vom 23.1.2007, 2006/01/0949 in Bezug auf eine mégliche Verletzung der Art. 3 durch die Uberstellung in den
zustandigen Mitgliedstaat weder im erstinstanzlichen Verfahren (mit der Unterstlitzungsmoglichkeit durch einen
Rechtsberater) noch gegeniiber dem AsylGH bescheinigt.3.4.5.3. Basierend auf den nachfolgenden Ausfihrungen
wurde im Lichte der unter Punkt rémisch eins.4. angefiihrten Feststellungen zur Lage in Griechenland im konkreten
Fall nun ein entsprechend substantiiertes Vorbringen im Sinne des Erk. vom 23.1.2007, 2006/01/0949 in Bezug auf eine
mégliche Verletzung der Artikel 3, durch die Uberstellung in den zustandigen Mitgliedstaat weder im erstinstanzlichen
Verfahren (mit der Unterstitzungsmoglichkeit durch einen Rechtsberater) noch gegentiber dem AsylGH bescheinigt.

Konkretisierend wird hierzu Folgendes ausgefihrt:

e -Strichaufzahlung
Versorgungslage in Griechenland:

Zunachst ist auf die diesbezlglichen Landerfeststellungen des Bundesasylamtes hinzuweisen, wonach Asylwerber mit
der Asylantragstellung, welche ihnen bei einer Ruckiberstellung am Flughafen ermdglicht wird, die "rosa Karte"
erhalten, womit sie ein Recht auf Unterkunft und Verpflegung haben, legal einer Beschaftigung nachgehen kédnnen und
vollen Zugang zur Gesundheitsversorgung erhalten. Den Feststellungen des Bundesasylamtes zufolge werden
Asylwerber in Griechenland auch tatsachlich versorgt, wobei allerdings erhebliche Kapazitdtsprobleme bestehen,


https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/5
https://www.jusline.at/entscheidung/30336
https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/5
https://www.jusline.at/entscheidung/30336
https://www.jusline.at/entscheidung/30336
https://www.jusline.at/entscheidung/30336

sodass die tatsachliche Inanspruchnahme etwa einer Unterkunft mitunter nicht ohne langere Wartezeiten méglich ist.
Zu bertcksichtigen ist hierbei allerdings, dass neben staatlichen Versorgungseinrichtungen auch humanitdre
Organisationen existieren, von denen mittellose Asylwerber ebenfalls Versorgung und Unterstitzung erhalten.

Die Feststellungen des Bundesasylamtes erhalten auch Bestatigung durch den Bericht des Osterreichischen Roten
Kreuzes und der Caritas Osterreich (The Situation of Persons returned by Austria to Greece under the Dublin
Regulation; Report on a joint Fact-Finding Mission to Greece; May 23rd - 28th 2009, 17.08.2009), zumal sich daraus
ergibt, dass von staatlicher Seite Anstrengungen zur Unterbringung von Dublin-Rickkehrern getroffen werden, wobei
vulnerable Gruppen bzw. "sensible Falle" prioritar behandelt werden, auch Familien staatlicherseits untergebracht und
auch alleinstehende mannliche Personen in griechischen Flichtlingslagern versorgt werden und dass in anderen
Fallen, in welchen keine (zeitnahe) staatliche Unterbringung erfolgt, Versorgungsmoglichkeiten durch (zum Teil
staatlich geférderte) Hilfsorganisationen und private Unterbringungsmoglichkeiten vorhanden sind. Es kann daher
nicht davon ausgegangen werden, dass Versorgungsleistungen vollig fehlen wirden oder Asylwerber etwa
systematisch davon ausgeschlossen waren und dass Asylwerber, welche nach der Dublin 1I-VO nach Griechenland rick
Uberstellt werden, in Griechenland allgemein in eine existenzielle Notlage geraten wirden; auch aus den in der
Beschwerde angesprochenen Berichten und auch aus dem UNHCR-Positionspapier zu Griechenland ergibt sich
Solches nicht.

Die durch Kapazitatsprobleme bedingten mitunter auch langeren Wartezeiten bei der Inanspruchnahme von
Unterkunft und Versorgung koénnen jedoch im Einzellfall bei Asylwerbern, bei denen im Hinblick auf
Gesundheitszustand, persdnliche Merkmale oder Lebensumstédnde besondere individuelle Grinde fur die Annahme
einer speziellen Schutzbedurftigkeit bestehen (zB Personen mit Erkrankungen, Familien mit Kleinkindern oder
schwangeren Frauen), zu einer Situation fihren, in welcher die Ruckuberstellung nach Griechenland im Widerspruch
zu Art. 3 EMRK stehen kann (vgl. dazu die Entscheidungen des Asylgerichtshofes etwa vom 16.11.2009, S14 406.668-
2/2009/4E oder vom 22.10.2009, S14 409.393-1/2009/3E).Die durch Kapazitatsprobleme bedingten mitunter auch
langeren Wartezeiten bei der Inanspruchnahme von Unterkunft und Versorgung kénnen jedoch im Einzellfall bei
Asylwerbern, bei denen im Hinblick auf Gesundheitszustand, persdnliche Merkmale oder Lebensumstande besondere
individuelle Grande fir die Annahme einer speziellen Schutzbedrftigkeit bestehen (zB Personen mit Erkrankungen,
Familien mit Kleinkindern oder schwangeren Frauen), zu einer Situation flhren, in welcher die Rickuberstellung nach
Griechenland im Widerspruch zu Artikel 3, EMRK stehen kann vergleiche dazu die Entscheidungen des
Asylgerichtshofes etwa vom 16.11.2009, S14 406.668-2/2009/4E oder vom 22.10.2009, S14 409.393-1/2009/3E).

Es sei an dieser Stelle auch darauf hinzuweisen, dass die BF bereits einmal in Griechenland aufhaltig gewesen und
dabei offensichtlich in der Lage gewesen war, ihre dringendsten Lebensbedurfnisse zu decken. Weder brachte die BF
gegenteiliges substantiiert hervor, noch ergeben sich sonst aus dem von der belangten Behérde vorgelegten Akt, dass
die BF nach ihrer Einreise nach Osterreich einen dermaRen verwahrlosten Eindruck machte, der den Schluss zulieRe,
dass sie vor ihrer Reise nach Osterreich eine Zeitlang Lebensumstinden ausgesetzt war, in der die BF nicht in der Lage
war, ihre dringendsten Lebensbedurfnisse zu decken.

Es ist daher davon auszugehen, dass vor dem Hintergrund der individuellen Uberlebensféhigkeiten des BF und den in
Griechenland vorzufindenden Verhaltnissen die BF in der Lage ist, ihre dringendsten Lebensbedirfnisse so weit zu
befriedigen, dass sie nicht in eine dauerhaft ausweglose Lage gedrangt wird. Gemal den angefiihrten Feststellungen
kann die BF damit rechnen, als schwangere Frau prioritdr behandelt zu werden.

Vor diesem Hintergrund kommen Befiirchtungen, die Beschwerdeflhrerin kénnte bei einer Ruckuberstellung nach
Griechenland in eine ausweglose Situation geraten, nicht auf. Mit einer - ihre elementaren Lebensbedurfnisse
abdeckenden - (Grund)Versorgung, sei es auch durch Hilfsorganisationen oder kirchliche Einrichtungen, kann die
Beschwerdefiihrerin bei einer Rickiberstellung nach Griechenland jedenfalls rechnen. Es kann jedenfalls nicht davon
ausgegangen werden, dass in Griechenland ihre elementarsten Grundbediirfnisse und allenfalls sogar ihr Uberleben in
Frage gestellt waren. Es ist vielmehr davon auszugehen, dass die Beschwerdeflhrerin im Falle einer Rickiberstellung
nach Griechenland die ihr dort zustehenden (medizinischen) Versorgungs- Unterkunfts- und Sozialleistungen, wenn sie
sie in Anspruch nehmen will.

Wenn das Bundesasylamt hier anfihrt, dass die BF und ihre Familie als vulnerable Personengruppe eingestuft sei, ist
auf die obigen Aussagen, wonach vulnerable Gruppen prioritar behandelt werden, zu verweisen; es bestehen in



Griechenland nach dem Gesagten jedenfalls Méglichkeiten, die elementarsten Grundbedurfnisse, wie Nahrung und
Unterkunft, zu decken. Fallbezogen kann daher aufgrund der persénlichen Situation der Beschwerdefiihrerin kein "real
risk" erkannt werden, dass die Beschwerdefuhrerin im Hinblick auf die Versorgung und Unterbringung in Griechenland
in eine Art. 3 EMRK widersprechende Situation geraten kénnte (vgl. auch die Zulassigkeitsentscheidung des EGMR vom
2.12.2008 in der Rechtssache 32733/08 [K.R.S. gegen das Vereinigte Kénigreich], in welcher der EGMR die Uberstellung
eines iranischen Asylwerbers vom Vereinigten Kénigreich nach Griechenland als mit [Art. 3] der EMRK im Einklang
stehend befunden hat, obwohl dem EGMR das UNHCR-Positionspapier vom 15.04.2008 vorgelegen hat, in welchem die
Aufnahmebedingungen in Griechenland seitens des UNHCR als problematisch bewertet worden waren).Wenn das
Bundesasylamt hier anfihrt, dass die BF und ihre Familie als vulnerable Personengruppe eingestuft sei, ist auf die
obigen Aussagen, wonach vulnerable Gruppen prioritar behandelt werden, zu verweisen; es bestehen in Griechenland
nach dem Gesagten jedenfalls Moglichkeiten, die elementarsten Grundbedurfnisse, wie Nahrung und Unterkunft, zu
decken. Fallbezogen kann daher aufgrund der persénlichen Situation der Beschwerdeflhrerin kein "real risk" erkannt
werden, dass die Beschwerdefiihrerin im Hinblick auf die Versorgung und Unterbringung in Griechenland in eine
Artikel 3, EMRK widersprechende Situation geraten kdnnte vergleiche auch die Zulassigkeitsentscheidung des EGMR
vom 2.12.2008 in der Rechtssache 32733/08 [K.R.S. gegen das Vereinigte Konigreich], in welcher der EGMR die
Uberstellung eines iranischen Asylwerbers vom Vereinigten Kénigreich nach Griechenland als mit ["Art". 3] der EMRK
im Einklang stehend befunden hat, obwohl dem EGMR das UNHCR-Positionspapier vom 15.04.2008 vorgelegen hat, in
welchem die Aufnahmebedingungen in Griechenland seitens des UNHCR als problematisch bewertet worden waren).

Zudem ist die Aussage, dass die Familie insgesamt als vulnerable Gruppe anzusehen sei, insofern zu relativieren, dass
der Ehemann der BF gesunder Erwachsener im Alter von 40 Jahren ist und der Sohn XXXX in 7 Monaten die
Volljahrigkeit erreichen wird. Die Familie verfigt daher Uber zwei mannliche Personen im erwerbsfahigen Alter.
Insofern reduziert sich auch die Vulnerabilitdt der BF, welche sich zum Zeitpunkt der Entscheidung des BAA in der 21.
Schwangerschaftswoche befindet.Zudem ist die Aussage, dass die Familie insgesamt als vulnerable Gruppe anzusehen
sei, insofern zu relativieren, dass der Ehemann der BF gesunder Erwachsener im Alter von 40 Jahren ist und der Sohn
rémisch 40 in 7 Monaten die Volljahrigkeit erreichen wird. Die Familie verfligt daher Uber zwei mannliche Personen im
erwerbsfahigen Alter. Insofern reduziert sich auch die Vulnerabilitdt der BF, welche sich zum Zeitpunkt der
Entscheidung des BAA in der 21. Schwangerschaftswoche befindet.

Im vorliegenden Fall konnten seitens der BeschwerdefUhrerin keine akut existenzbedrohenden Krankheitszustande
oder Hinweise einer unzumutbaren Verschlechterung der Krankheitszustdnde im Falle einer Uberstellung nach
Griechenland belegt werden, respektive die Notwendigkeit weitere Erhebungen seitens des Asylgerichtshofes.

Zusammenfassend sieht der Asylgerichtshof im Einklang mit der diesbezlglichen Sichtweise des Bundesasylamtes
keinen Anlass, Osterreich zwingend zur Anwendung des Art. 3 Abs. 2 Dublin 11-VO infolge drohender Verletzung von
Art. 3 oder Art. 8 EMRK zu verpflichten.Zusammenfassend sieht der Asylgerichtshof im Einklang mit der
diesbeziiglichen Sichtweise des Bundesasylamtes keinen Anlass, Osterreich zwingend zur Anwendung des Artikel 3,
Absatz 2, Dublin 1I-VO infolge drohender Verletzung von Artikel 3, oder Artikel 8, EMRK zu verpflichten.

e Strichaufzahlung
Mogliche Mangel im Asylverfahren

Insoweit werden keine konkreten Anhaltspunkte aufgezeigt, die im vorliegenden Fall die Verfahrensgestaltung oder die
Entscheidungspraxis unter Gesichtspunkten der EMRK oder des Gemeinschaftsrechtes bedenklich erscheinen lassen
wurden.

Der Umstand, dass im vorliegenden Fall die Zustimmung Griechenlands nicht ausdricklich, sondern durch Verfristung
erfolgte, gibt keinen Grund zu der Annahme, dass Griechenland der Beschwerdeflihrerin rechtswidrigerweise den
Zugang zum Asylverfahren verweigern koénnte, zumal es einer zusatzlichen "ausdricklichen Zustimmungserklarung"
Griechenlands im Falle einer - wie fallbezogen - durch Verfristung eingetretenen Zustandigkeit fir die
Aufnahmeverpflichtung nicht bedarf. Die Méoglichkeit der Einholung einer Bestatigung des zustandigen
Mitgliedsstaates iSv Art. 10 Abs. 2 Durchfihrungsverordnung, wonach die sich aus der Uberschreitung der Antwortfrist
ergebende Verantwortung anerkannt wird, besteht zusatzlich und fakultativ und andert nichts an der bereits
eingetretenen Zustandigkeit und Aufnahmeverpflichtung.Der Umstand, dass im vorliegenden Fall die Zustimmung
Griechenlands nicht ausdrucklich, sondern durch Verfristung erfolgte, gibt keinen Grund zu der Annahme, dass



Griechenland der Beschwerdeflhrerin rechtswidrigerweise den Zugang zum Asylverfahren verweigern kénnte, zumal
es einer zusatzlichen "ausdrtcklichen Zustimmungserklarung" Griechenlands im Falle einer - wie fallbezogen - durch
Verfristung eingetretenen Zustandigkeit fur die Aufnahmeverpflichtung nicht bedarf. Die Méglichkeit der Einholung
einer Bestatigung des zustandigen Mitgliedsstaates iSv Artikel 10, Absatz 2, Durchfihrungsverordnung, wonach die
sich aus der Uberschreitung der Antwortfrist ergebende Verantwortung anerkannt wird, besteht zusatzlich und
fakultativ und @ndert nichts an der bereits eingetretenen Zustandigkeit und Aufnahmeverpflichtung.

Was eine Gefahr einer Refoulementverletzung (durch Kettenabschiebung) anbelangt, ist zundchst auf das bereits
angesprochene Urteil des EGMR vom 2.12.2008 in der Rechtssache 32733/08 [K.R.S. gegen das Vereinigte Konigreich]
hinzuweisen, wonach bei einer Ruckiberstellung eines Asylsuchenden nach Griechenland keine reale Gefahr einer
(Ketten)Abschiebung im Sinn des Art. 3 EMRK besteht. Auch aus den Landerfeststellungen des Bundesasylamtes (vgl.
zusammengefasst oben Punkt 1.4.), die auf verlasslichen und unzweifelhaften Quellen anerkannter Einrichtungen
basieren, ergibt sich, dass das Prinzip des Non-Refoulement in Griechenland in Recht und Praxis beachtet wird und
sohin keine reale Gefahr der ungepruften - direkten oder indirekten - Abschiebung der Beschwerdefihrerin in ihren
Herkunftsstaat besteht.Was eine Gefahr einer Refoulementverletzung (durch Kettenabschiebung) anbelangt, ist
zunachst auf das bereits angesprochene Urteil des EGMR vom 2.12.2008 in der Rechtssache 32733/08 [K.R.S. gegen
das Vereinigte Kdnigreich] hinzuweisen, wonach bei einer Ruckuberstellung eines Asylsuchenden nach Griechenland
keine reale Gefahr einer (Ketten)Abschiebung im Sinn des Artikel 3, EMRK besteht. Auch aus den Landerfeststellungen
des Bundesasylamtes vergleiche zusammengefasst oben Punkt romisch eins.4.), die auf verlasslichen und
unzweifelhaften Quellen anerkannter Einrichtungen basieren, ergibt sich, dass das Prinzip des Non-Refoulement in
Griechenland in Recht und Praxis beachtet wird und sohin keine reale Gefahr der ungepriften - direkten oder
indirekten - Abschiebung der Beschwerdefthrerin in ihren Herkunftsstaat besteht.

Zwar wurde vom EGMR eine Verletzung grundlegender Menschenrechte von Asylwerbern durch Griechenland in
Einzelfallen ersichtlich gemacht (z. B. EGMR 11.06.2009, 53541/07, S. D./Griechenland). Doch ist auch hier zu fragen,
was daraus fur den konkreten Fall folgt bzw. ob sich daraus fiir die Beschwerdefiihrerin ein - Uber eine blof3e
Moglichkeit hinausgehendes - ausreichend substantiiertes "real risk" ergibt, trotz Berechtigung ihres Schutzbegehrens
der Gefahr einer - direkten oder indirekten - Abschiebung in ihren Herkunftsstaat ausgesetzt zu sein. Diese
Gefahrenprognose hat sich neben verfahrensrechtlichen und faktischen Aspekten auf die personliche Situation der
Beschwerdefiihrerin in Relation zur allgemeinen Menschenrechtslage in Griechenland zu beziehen. In dieser Hinsicht
fallt ins Gewicht, dass - wie oben ausgeflhrt - davon auszugehen ist, dass die derzeit geltende griechische
Asylrechtslage und die Verfahrensgestaltung sowie die Asylpraxis grundsatzlich gewahrleisten, dass Asylwerber in
Griechenland nicht ohne gehdrige Priifung ihrer Asyl- und Refoulementgriinde - im Wege dritter Staaten - in unsichere
Herkunftsstaaten abgeschoben werden und die Beschwerdeflhrerin nach einer Rickuberstellung nach der Dublin II-
VO jedenfalls Zugang zu einem Asylverfahren und zu einer Refoulementprifung in Griechenland hat. Zu beachten ist
ferner, dass Griechenland gegenwartig in der Praxis keine Abschiebungen in problematische Herkunftsstaaten wie
Afghanistan, Iran, Irak, Somalia oder Sudan durchfihrt (vgl. dazu die Entscheidung des EGMR vom 02.12.2008 in der
Rechtssache 32733/08) und keine konkreten Anhaltspunkte bestehen, dass Griechenland diese Praxis in Kirze zu
andern beabsichtigt. Ausgehend von diesen Erwagungen und angesichts der sehr hohen Anzahl von Asylwerbern in
Griechenland ergibt sich aus der Dokumentation von Einzellfallen einer rechtswidrigen Verbringung von Asylwerbern
von Griechenland in die Turkei im konkreten Fall der Beschwerdefiihrerin kein - Uber eine bloRe Mdoglichkeit
hinausgehendes - ausreichend substantiiertes "real risk", dass die Beschwerdeflhrerin der Gefahr einer - direkten oder
indirekten - Abschiebung in ihren Herkunftsstaat ausgesetzt ist. Auch UNHCR raumt im genannten Themenpapier vom
Dezember 2009 ein, dass keine unzulassigen Kettenabschiebungen in die Turkei beobachtet wurden.Zwar wurde vom
EGMR eine Verletzung grundlegender Menschenrechte von Asylwerbern durch Griechenland in Einzelfallen ersichtlich
gemacht (z. B. EGMR 11.06.2009, 53541/07, S. D./Griechenland). Doch ist auch hier zu fragen, was daraus fur den
konkreten Fall folgt bzw. ob sich daraus fur die Beschwerdefihrerin ein - Uber eine blof3e Mdglichkeit hinausgehendes
- ausreichend substantiiertes "real risk" ergibt, trotz Berechtigung ihres Schutzbegehrens der Gefahr einer - direkten
oder indirekten - Abschiebung in ihren Herkunftsstaat ausgesetzt zu sein. Diese Gefahrenprognose hat sich neben
verfahrensrechtlichen und faktischen Aspekten auf die persodnliche Situation der Beschwerdefihrerin in Relation zur
allgemeinen Menschenrechtslage in Griechenland zu beziehen. In dieser Hinsicht fallt ins Gewicht, dass - wie oben
ausgefuhrt - davon auszugehen ist, dass die derzeit geltende griechische Asylrechtslage und die Verfahrensgestaltung
sowie die Asylpraxis grundsatzlich gewahrleisten, dass Asylwerber in Griechenland nicht ohne gehorige Prifung ihrer



Asyl- und Refoulementgrinde - im Wege dritter Staaten - in unsichere Herkunftsstaaten abgeschoben werden und die
Beschwerdefiihrerin nach einer Rickulberstellung nach der Dublin 1I-VO jedenfalls Zugang zu einem Asylverfahren und
zu einer Refoulementprifung in Griechenland hat. Zu beachten ist ferner, dass Griechenland gegenwartig in der Praxis
keine Abschiebungen in problematische Herkunftsstaaten wie Afghanistan, Iran, Irak, Somalia oder Sudan durchfuhrt
vergleiche dazu die Entscheidung des EGMR vom 02.12.2008 in der Rechtssache 32733/08) und keine konkreten
Anhaltspunkte bestehen, dass Griechenland diese Praxis in Kirze zu andern beabsichtigt. Ausgehend von diesen
Erwagungen und angesichts der sehr hohen Anzahl von Asylwerbern in Griechenland ergibt sich aus der
Dokumentation von Einzellfallen einer rechtswidrigen Verbringung von Asylwerbern von Griechenland in die Turkei im
konkreten Fall der Beschwerdeflhrerin kein - Uber eine bloRe Moglichkeit hinausgehendes - ausreichend
substantiiertes "real risk", dass die Beschwerdeflihrerin der Gefahr einer - direkten oder indirekten - Abschiebung in
ihren Herkunftsstaat ausgesetzt ist. Auch UNHCR rdumt im genannten Themenpapier vom Dezember 2009 ein, dass
keine unzulassigen Kettenabschiebungen in die Turkei beobachtet wurden.

Die Beschwerdefiihrerin hat kein ausreichend substantiiertes Vorbringen erstattet, aus welchem sich in ihrem Fall die
reale Gefahr einer unzulassigen (Ketten)Abschiebung aus Griechenland ergeben wirde.

e Strichaufzahlung
Haftbedingungen

Was teilweise unmenschliche Haftbedingungen in Griechenland betrifft, ist zunachst festzuhalten, dass Griechenland
mit Urteil des EGMR vom 11.06.2009 (53541/07, S. D./Griechenland) im Fall der Inhaftierung eines Asylwerbers in der
Dauer von zwei Monaten wegen Verletzung von Art. 3 und Art. 5 EMRK verurteilt wurde, und zwar im Wesentlichen
wegen der schlechten Anhaltebedingungen in Verbindung mit dem Fehlen von medizinischer Versorgung und des
Kontaktes mit der AuBenwelt. Im konkreten Fall der Beschwerdeflhrerin ergibt sich allerdings kein - tiber die entfernte
Moglichkeit hinausgehendes - "real risk", dass die Beschwerdeflhrerin als nach der Dublin 1I-VO Ruckiberstellte von
derartigen Haftbedingungen in Griechenland betroffen sein kdnnte. Es bestehen namlich keine ausreichend konkreten
Anhaltspunkte dafur, dass die Beschwerdefiihrerin, die nach der Dublin 1I-VO nach Griechenland rick Uberstellt
werden wirde, Uberhaupt eine (langere) Anhaltung in Haft in Griechenland zu gewartigen hatte. Vielmehr ergibt sich
anhand der Feststellungen (unter Pkt. 1.4.) und vorhandener Landerinformation gegenteilig, dass Asylwerber in
Griechenland nicht automatisch in Haft genommen werden und dass Dublin-Rtckkehrer am Flughafen Athen nicht
automatisch festgenommen werden (vgl. die Feststellungen unter 1.4. sowie das Telefonat des Bundesasylamtes mit
dem griechischen Dublin-Biro vom 24.9.2009, wonach Vorwdirfe, dass alle Dublin-Rickkehrer am Flughafen Athen
festgenommen werden wirden, vom griechischen Dublin-Biro nicht bestatigt wurden. Es wirden nur Leute
festgenommen, deren Asylwunsch zurtickgewiesen wurde. Jeder Fall werde aber einzeln behandelt. Dublin-Ruckkehrer
wlrden nicht festgenommen werden).Was teilweise unmenschliche Haftbedingungen in Griechenland betrifft, ist
zundachst festzuhalten, dass Griechenland mit Urteil des EGMR vom 11.06.2009 (53541/07, S. D./Griechenland) im Fall
der Inhaftierung eines Asylwerbers in der Dauer von zwei Monaten wegen Verletzung von Artikel 3 und Artikel 5, EMRK
verurteilt wurde, und zwar im Wesentlichen wegen der schlechten Anhaltebedingungen in Verbindung mit dem Fehlen
von medizinischer Versorgung und des Kontaktes mit der AuBenwelt. Im konkreten Fall der Beschwerdefiihrerin ergibt
sich allerdings kein - Uber die entfernte Moglichkeit hinausgehendes - "real risk", dass die Beschwerdeflhrerin als nach
der Dublin II-VO Ruckuberstellte von derartigen Haftbedingungen in Griechenland betroffen sein kdnnte. Es bestehen
namlich keine ausreichend konkreten Anhaltspunkte daflir, dass die Beschwerdeflhrerin, die nach der Dublin [I-VO
nach Griechenland rick Uberstellt werden wirde, Uberhaupt eine (langere) Anhaltung in Haft in Griechenland zu
gewartigen hatte. Vielmehr ergibt sich anhand der Feststellungen (unter Pkt. rémisch eins.4.) und vorhandener
Landerinformation gegenteilig, dass Asylwerber in Griechenland nicht automatisch in Haft genommen werden und
dass Dublin-Ruckkehrer am Flughafen Athen nicht automatisch festgenommen werden vergleiche die Feststellungen
unter romisch eins.4. sowie das Telefonat des Bundesasylamtes mit dem griechischen Dublin-Biro vom 24.9.2009,
wonach Vorwdurfe, dass alle Dublin-Ruckkehrer am Flughafen Athen festgenommen werden wiirden, vom griechischen
Dublin-BUro nicht bestatigt wurden. Es wirden nur Leute festgenommen, deren Asylwunsch zurtickgewiesen wurde.
Jeder Fall werde aber einzeln behandelt. Dublin-Rickkehrer wiirden nicht festgenommen werden).

e -Strichaufzahlung
Empfehlung von UNHCR

Zutreffend ist, dass UNHCR empfohlen hat, von Rucklberstellungen Asylsuchender nach Griechenland in Anwendung



der Dublin II-VO Abstand zu nehmen, und auch von NGOs Kritik an verschiedenen Aspekten des griechischen
Asylverfahrens und des Umgangs mit Asylwerbern getbt wird und dass einer UNHCR-Empfehlung Indizwirkung
zukommt (vgl. etwa VwGH 16.01.2008, 2006/19/0182). Ausgehend von den obigen Ausfiihrungen zur Situation fur
Asylsuchende in Griechenland in Recht und Praxis, besteht jedoch nach der gegenwartigen Berichtslage unter
Einbeziehung des Beschwerdevorbringens keine Grundlage dafiir, Uberstellungen nach Griechenland nach der Dublin
[I-VO im Lichte der EMRK allgemein fur unzulassig zu erklaren. Vielmehr ist eine Einzellfallprifung durchzufihren, in
welcher sich bei Vorliegen einer - im Fall der Beschwerdefihrerin jedoch nicht gegebenen - speziellen
Schutzbedurftigkeit eines Asylwerbers die reale Gefahr einer Verletzung des Art. 3 EMRK bei einer Verbringung nach
Griechenland ergeben kann. Diese Beurteilung des Asylgerichtshofes (dass die Uberstellung von Asylwerbern nach der
Dublin 1I-VO gegenwartig nicht allgemein als unzuldssig angesehen werden kann) wird auch vom
Verfassungsgerichtshof geteilt (vgl. etwa die Beschlisse des VfGH vom 28.04.2009, U 1080/09-3 und 27.04.2009, U
1111/08-7, mit welchen die Behandlung von Beschwerden gegen die hg. Erkenntnisse des Asylgerichtshofes vom
27.02.2009, GZ: S6Zutreffend ist, dass UNHCR empfohlen hat, von Ruckuberstellungen Asylsuchender nach
Griechenland in Anwendung der Dublin 1I-VO Abstand zu nehmen, und auch von NGOs Kritik an verschiedenen
Aspekten des griechischen Asylverfahrens und des Umgangs mit Asylwerbern gelibt wird und dass einer UNHCR-
Empfehlung Indizwirkung zukommt vergleiche etwa VwGH 16.01.2008, 2006/19/0182). Ausgehend von den obigen
Ausflhrungen zur Situation fir Asylsuchende in Griechenland in Recht und Praxis, besteht jedoch nach der
gegenwartigen Berichtslage unter Einbeziehung des Beschwerdevorbringens keine Grundlage dafiir, Uberstellungen
nach Griechenland nach der Dublin 1I-VO im Lichte der EMRK allgemein flr unzuldssig zu erklaren. Vielmehr ist eine
Einzellfallprifung durchzufihren, in welcher sich bei Vorliegen einer - im Fall der Beschwerdefihrerin jedoch nicht
gegebenen - speziellen Schutzbedurftigkeit eines Asylwerbers die reale Gefahr einer Verletzung des Artikel 3, EMRK bei
einer Verbringung nach Griechenland ergeben kann. Diese Beurteilung des Asylgerichtshofes (dass die Uberstellung
von Asylwerbern nach der Dublin 1I-VO gegenwartig nicht allgemein als unzulassig angesehen werden kann) wird auch
vom Verfassungsgerichtshof geteilt vergleiche etwa die Beschliisse des VfGH vom 28.04.2009, U 1080/09-3 und
27.04.2009, U 1111/08-7, mit welchen die Behandlung von Beschwerden gegen die hg. Erkenntnisse des
Asylgerichtshofes vom 27.02.2009, GZ: S6

404.605 bis 607, und vom 23.10.2008, GZ: S4 402.100 abgelehnt wurde, wobei die genannten hg. Erkenntnisse
Zustandigkeitsentscheidungen nach § 5 AsylG und Ausweisungen nach Griechenland betrafen). Auch der englische
Court of Appeal (Urteil vom 14.05.2008 in der Rechtssache Nassari ([2008] EWCA Civ 464) und der schwedische Oberste
Gerichtshof fiir Migrationssachen (Urteil in der Rechtssache UM200397-08 [Oktober 2008]) haben Uberstellungen nach
Griechenland grundsatzlich fur zuldssig erachtet. Dartber hinaus hat der EGMR in der Entscheidung vom 02.12.2008 in
der Rechtssache 32733/08 die Uberstellung eines iranischen Asylwerbers vom Vereinigten Kénigreich nach
Griechenland als mit der EMRK im Einklang stehend befunden. In diesem Zusammenhang ist zu vorliegenden
Entscheidungen deutscher Verwaltungsgerichte festzuhalten, dass es sich auch hier um Entscheidungen anhand
konkreter Einzellfdlle handelt, welche einen Riickschluss auf eine generelle Unzuléssigkeit der Uberstellung nach
Griechenland, oder gar auf die Unzulassigkeit einer solchen im vorliegenden Fall, nicht zulassen. Dazu kommt, dass es
grundsatzlich den europdischen Organen, insbesondere zundchst der Europdischen Kommission obliegt, bei
allgemeinen Mangeln im Asylwesen eines Mitgliedstaates tatig zu werden, wenngleich dies mitgliedstaatliche Organe
nicht von der Verpflichtung entbindet, bei einer Verletzung von Bestimmungen der EMRK das Selbsteintrittrecht
auszuliben. Ein derzeit anhdngiges bzw. eingeleitetes Mahn- oder Vertragsverletzungsverfahren gegen Griechenland
ist allerdings nicht bekannt. Vielmehr hat die Europaische Kommission ihre Klage gegen Griechenland im
Zusammenhang mit der Umsetzung von Art. 16 der Dublin 1I-VO vor dem Europaischen Gerichtshof zurlickgezogen,
das diesbezlgliche Verfahren zu C-130/08 wurde mit Entscheidung des Prasidenten des EuGH vom 22.10.2008
eingestellt. Aus dem Umstand der Anordnung einer vorldufigen MaBnahme nach Art. 39 der Verfahrensordnung durch
den EGMR allein ergibt sich noch nicht, dass die Ruckuberstellung von Asylsuchenden nach Griechenland in
Anwendung der Dublin 1I-VO (im Allgemeinen) der EMRK entgegen steht.404.605 bis 607, und vom 23.10.2008, GZ: S4
402.100 abgelehnt wurde, wobei die genannten hg. Erkenntnisse Zustandigkeitsentscheidungen nach Paragraph 5,
AsylG und Ausweisungen nach Griechenland betrafen). Auch der englische Court of Appeal (Urteil vom 14.05.2008 in
der Rechtssache Nassari ([2008] EWCA Civ 464) und der schwedische Oberste Gerichtshof fir Migrationssachen (Urteil
in der Rechtssache UM200397-08 [Oktober 2008]) haben Uberstellungen nach Griechenland grundsatzlich fir zul3ssig
erachtet. DarUber hinaus hat der EGMR in der Entscheidung vom 02.12.2008 in der Rechtssache 32733/08 die
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Uberstellung eines iranischen Asylwerbers vom Vereinigten Kénigreich nach Griechenland als mit der EMRK im
Einklang stehend befunden. In diesem Zusammenhang ist zu vorliegenden Entscheidungen deutscher
Verwaltungsgerichte festzuhalten, dass es sich auch hier um Entscheidungen anhand konkreter Einzellfdlle handelt,
welche einen Riickschluss auf eine generelle Unzuldssigkeit der Uberstellung nach Griechenland, oder gar auf die
Unzulassigkeit einer solchen im vorliegenden Fall, nicht zulassen. Dazu kommt, dass es grundsatzlich den
europdischen Organen, insbesondere zunachst der Europaischen Kommission obliegt, bei allgemeinen Mangeln im
Asylwesen eines Mitgliedstaates tatig zu werden, wenngleich dies mitgliedstaatliche Organe nicht von der Verpflichtung
entbindet, bei einer Verletzung von Bestimmungen der EMRK das Selbsteintrittrecht auszuuben. Ein derzeit
anhangiges bzw. eingeleitetes Mahn- oder Vertragsverletzungsverfahren gegen Griechenland ist allerdings nicht
bekannt. Vielmehr hat die Europaische Kommission ihre Klage gegen Griechenland im Zusammenhang mit der
Umsetzung von Artikel 16, der Dublin II-VO vor dem Europdischen Gerichtshof zurlickgezogen, das diesbezligliche
Verfahren zu C-130/08 wurde mit Entscheidung des Prasidenten des EuGH vom 22.10.2008 eingestellt. Aus dem
Umstand der Anordnung einer vorlaufigen MaBnahme nach Artikel 39, der Verfahrensordnung durch den EGMR allein
ergibt sich noch nicht, dass die Rickuberstellung von Asylsuchenden nach Griechenland in Anwendung der Dublin II-
VO (im Allgemeinen) der EMRK entgegen steht.

Aufgrund der erfolgten normativen Vergewisserung der Sicherheit Griechenlands und der oa. Ausfihrungen ist auch
davon auszugehen, dass die griechischen Behdrden grundsatzlich generell willens und fahig sind, Personen, welche
sich auf dem dortigen Hoheitsgebiet aufhalten, vor Ubergriffen seitens Dritter wirksam und nachhaltig zu schitzen.
Die BF brachte keinen qualifizierten Sachverhalt vor, welcher den Schluss zulieRe, dass die griechischen Behérden trotz
dieses grundsatzlich generell vorhandenen Willens und der Fahigkeit, Schutz zu gewdhren, gerade im
gegenstandlichen Fall Uber die bloRe Mdglichkeit hinausgehend mit mafgeblicher Wahrscheinlichkeit (z.B. VWGH vom
19.12.1995, ZI.94/20/0858, VWGH vom 14.10.1998. Z1.98/01/0262) nicht willens und/oder fahig waren, die BF vor
Ubergriffen zu schiitzen.

3.5. Im Lichte der oben dargestellten rechtlichen Determinanten der Prifung im gegenstandlichen Zusammenhang ist
daher von einem entscheidungsreifen Sachverhalt auszugehen und war festzustellen, dass die erstinstanzliche
Entscheidung zu Recht ergangen ist.

Im Falle der generell nicht vorhandenen Sicherheit Griechenlands bzw. der gemeinschaftsrechtswidrigen Auslegung
und Anwendung der GFK bzw. der Status-, Verfahrens- oder Aufnahmerichtlinie waren die hierzu berechtigten Organe
bzw. die Mitgliedstaaten der Europdischen Union - also auch Osterreich - angehalten, gegen Griechenland ein
Vertragsverletzungsverfahren anzustrengen (vgl. hierzu etwa auch Urteil des EuGH vom 30.4.2009 - Kommission der
Europaischen Gemeinschaften/Vereinigtes Kdnigreich GroRbritannien und Nordirland, Rechtssache C-256/08; Urteil
des EuGH vom 14.5.2009 - Kommission der Europdischen Gemeinschaften/Kénigreich Schweden [beide Urteile wegen
nicht fristgerechter Umsetzung der Statusrichtlinie]). Hinweise auf ein aktuelles derartiges Handeln der Kommission
oder der Mitgliedsstaaten hierzu liegen jedoch nicht vor, weshalb die Organe der Europaischen Union und deren
Mitgliedstaaten - also auch Osterreich - offenkundig davon ausgehen, dass Griechenland nicht einen generell
unsicheren Staat darstellt. Es besteht fiir die entscheidende Richterin kein Anlass, eine den oa. Uberlegungen
widersprechende Ansicht zu vertreten.Im Falle der generell nicht vorhandenen Sicherheit Griechenlands bzw. der
gemeinschaftsrechtswidrigen Auslegung und Anwendung der GFK bzw. der Status-, Verfahrens- oder
Aufnahmerichtlinie waren die hierzu berechtigten Organe bzw. die Mitgliedstaaten der Europaischen Union - also auch
Osterreich - angehalten, gegen Griechenland ein Vertragsverletzungsverfahren anzustrengen vergleiche hierzu etwa
auch Urteil des EuGH vom 30.4.2009 - Kommission der Europadischen Gemeinschaften/Vereinigtes Konigreich
Grol3britannien und Nordirland, Rechtssache C-256/08; Urteil des EUGH vom 14.5.2009 - Kommission der Europdischen
Gemeinschaften/Konigreich Schweden [beide Urteile wegen nicht fristgerechter Umsetzung der Statusrichtlinie]).
Hinweise auf ein aktuelles derartiges Handeln der Kommission oder der Mitgliedsstaaten hierzu liegen jedoch nicht
vor, weshalb die Organe der Europaischen Union und deren Mitgliedstaaten - also auch Osterreich - offenkundig
davon ausgehen, dass Griechenland nicht einen generell unsicheren Staat darstellt. Es besteht fir die entscheidende
Richterin kein Anlass, eine den oa. Uberlegungen widersprechende Ansicht zu vertreten.

Das Vorliegen einer massiv rechtswidrigen Verfahrensgestaltung im individuellen Fall konnte im Lichte der bereits
getatigten Ausfihrungen ebenfalls nicht festgestellt werden.

Im gegenstandlichen Fall wird auch ausdrtcklich darauf hingewiesen, dass die Zustandigkeit Griechenlands aufgrund
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der Dublin Il Verordnung jedenfalls feststeht und somit europarechtlich zur Prifung des Asylantrages verpflichtet ist.
Ebenso hat Griechenland die Statusrichtlinie, die Verfahrensrichtlinie und die Aufnahmerichtlinie anzuwenden, ein den
dort genannten Anforderungen entsprechendes Asylverfahren zu fihren, beim Vorliegen der entsprechenden
Voraussetzungen Schutz zu gewahren und fur die Dauer des Verfahrens eine entsprechende Grundversorgung zu
bieten. Die Asylwerberin konnte nicht konkret und substantiiert vorbringen, warum Griechenland in ihrem Fall ihren
Asylantrag nicht unter Einhaltung der innerstaatlichen, vélker- und europarechtlichen Bestimmungen pruifen und eine
entsprechende Entscheidung treffen sollte, weshalb die grundsatzliche europarechtlich gebotene Annahme der
"Sicherheit" der Partnerstaaten der Europaischen Union als einer Gemeinschaft des Rechts im individuellen Fall nicht
erschittert werden konnte.Im gegenstandlichen Fall wird auch ausdrucklich darauf hingewiesen, dass die
Zustandigkeit Griechenlands aufgrund der Dublin rémisch zwei Verordnung jedenfalls feststeht und somit
europarechtlich zur Prifung des Asylantrages verpflichtet ist. Ebenso hat Griechenland die Statusrichtlinie, die
Verfahrensrichtlinie und die Aufnahmerichtlinie anzuwenden, ein den dort genannten Anforderungen entsprechendes
Asylverfahren zu fihren, beim Vorliegen der entsprechenden Voraussetzungen Schutz zu gewahren und fur die Dauer
des Verfahrens eine entsprechende Grundversorgung zu bieten. Die Asylwerberin konnte nicht konkret und
substantiiert vorbringen, warum Griechenland in ihrem Fall ihren Asylantrag nicht unter Einhaltung der
innerstaatlichen, vélker- und europarechtlichen Bestimmungen prifen und eine entsprechende Entscheidung treffen
sollte, weshalb die grundsatzliche europarechtlich gebotene Annahme der "Sicherheit" der Partnerstaaten der
Europaischen Union als einer Gemeinschaft des Rechts im individuellen Fall nicht erschittert werden konnte.

Zur Verneinung der Sicherheit Griechenlands waren im vorliegenden Zusammenhang schon bei einer Grobprifung
erkennbare grundsatzliche schwerwiegende Defizite im Asylverfahren des zustdndigen Mitgliedstaates (also etwa:
grundsatzliche Ablehnung aller Asylantrage oder solcher bestimmter Staatsangehdriger oder Angehdriger bestimmter
Ethnien; kein Schutz vor Verfolgung "Dritter", kein Rechtsmittelverfahren) gewesen. Solche Méangel (die bei einem
Mitgliedstaat der Europaischen Union nicht vorausgesetzt werden kénnen, sondern zunachst einmal mit einer
aktuellen individualisierten Darlegung des Antragstellers plausibel zu machen sind, dies im Sinne der Regelung des § 5
Abs. 3 AsylG 2005) sind schon auf Basis der erstinstanzlichen Feststellungen nicht erkennbar und wurden auch in der
Beschwerde nicht vorgebracht.Zur Verneinung der Sicherheit Griechenlands waren im vorliegenden Zusammenhang
schon bei einer Grobprifung erkennbare grundsatzliche schwerwiegende Defizite im Asylverfahren des zustandigen
Mitgliedstaates (also etwa: grundsatzliche Ablehnung aller Asylantrdge oder solcher bestimmter Staatsangehériger
oder Angehdriger bestimmter Ethnien; kein Schutz vor Verfolgung "Dritter", kein Rechtsmittelverfahren) gewesen.
Solche Mangel (die bei einem Mitgliedstaat der Europdischen Union nicht vorausgesetzt werden kénnen, sondern
zunachst einmal mit einer aktuellen individualisierten Darlegung des Antragstellers plausibel zu machen sind, dies im
Sinne der Regelung des Paragraph 5, Absatz 3, AsylG 2005) sind schon auf Basis der erstinstanzlichen Feststellungen
nicht erkennbar und wurden auch in der Beschwerde nicht vorgebracht.

Ein Vorbringen, das geeignet ware, anzunehmen, dass Griechenland in Hinblick auf Asylwerberlnnen mit der
Staatsangehorigkeit der BF unzumutbare rechtliche Sonderpositionen vertreten wirde, ist nicht erstattet worden.
Hinweise auf konkrete individuelle Vulnerabilitdt im Verhaltnis der griechischen Asylbehdrde zu gerade diesen
Beschwerdefiihrern sind weder aus der Aktenlage ersichtlich noch wurde diese im Beschwerdeschriftsatz substantiiert
vorgebracht.

Die Beschwerdefihrerin konnte keine besonderen Griinde, die fUr eine reale Gefahr einer Verletzung des Art. 3 EMRK
in Griechenland sprechen, glaubhaft machen, weshalb die Regelvermutung des &8 5 Abs. 3 AsylG 2005, wonach ein
Asylwerber in einem "Dublinstaat" Schutz vor Verfolgung findet, greift.Die Beschwerdeflhrerin konnte keine
besonderen Grinde, die fir eine reale Gefahr einer Verletzung des Artikel 3, EMRK in Griechenland sprechen,
glaubhaft machen, weshalb die Regelvermutung des Paragraph 5, Absatz 3, AsylG 2005, wonach ein Asylwerber in
einem "Dublinstaat" Schutz vor Verfolgung findet, greift.

Aufgrund der oa. Darstellungen ist anzufiihren, dass der Asylgerichtshof im Einklang mit der diesbeziglichen
Sichtweise des Bundesasylamtes keinen Anlass sieht, Osterreich zwingend zur Anwendung des Art 3 Abs 2 VO
343/2003 infolge drohender Verletzung von Art 3 oder Art 8 EMRK zu verpflichten.Aufgrund der oa. Darstellungen ist
anzufiihren, dass der Asylgerichtshof im Einklang mit der diesbezlglichen Sichtweise des Bundesasylamtes keinen
Anlass sieht, Osterreich zwingend zur Anwendung des Artikel 3, Absatz 2, VO 343 aus 2003, infolge drohender
Verletzung von Artikel 3, oder Artikel 8, EMRK zu verpflichten.


https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/5
https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/5

Letztlich sei darauf hingewiesen, dass das erkennende Gericht auch in seiner bisherigen Rechtsprechung nicht von der
generellen Unsicherheit Griechenlands ausging (z. B. Erk. GZ. S9 409985-1/2009, S7 410399-1/2009, S11 409762-
1/2009, S10 409514-1/2009, S11 409761-1/2009, S6 407718-1/2009, S9 405585-1/2009, S14 407.908, S1 402.025, S18
410.883-1/2010, S18 410.994-1/2010). Mangels eines hier vorliegenden qualifizierten Sachverhaltes sieht die
erkennende Richterin keinen Anlass von dieser Spruchpraxis abzugehen.

3.6. Es ergaben sich zusammengefasst keine amtswegig aufzugreifenden Umstande, die es zwingend erforderlich
machten, dass neben dem materiellen Asylverfahren in Griechenland ein weiteres materielles Asylverfahren in einem

anderen Mitgliedstaat der Europaischen Union, ndmlich in Osterreich, durchgefiihrt werden muss.

3.7. Gem.§ 10 Abs. 1 Z 1 AsylG war gegenstandlicher Bescheid mit einer Ausweisung zu verbinden. Ein Sachverhalt,
welcher unter § 10 Abs. 2 oder 3 bzw. Abs. 5 zu subsumieren ware, kam im Ermittlungsverfahren nicht hervor. Weder
kommt der BF ein nicht auf dieses Bundesgesetz gestltztes Aufenthaltsrecht zu, noch liegt eine Verletzung des Art. 8
EMRK vor.3.7. Gem. Paragraph 10, Absatz eins, Ziffer eins, AsylG war gegenstandlicher Bescheid mit einer Ausweisung
zu verbinden. Ein Sachverhalt, welcher unter Paragraph 10, Absatz 2, oder 3 bzw. Absatz 5, zu subsumieren ware, kam
im Ermittlungsverfahren nicht hervor. Weder kommt der BF ein nicht auf dieses Bundesgesetz gestltztes

Aufenthaltsrecht zu, noch liegt eine Verletzung des Artikel 8, EMRK vor.

Weiters kam bei Bertcksichtigung samtlicher bekannter Tatsachen kein Sachverhalt hervor, welcher den Schluss
zulieBe, dass die Durchfiihrung der Ausweisung nach Griechenland eine Verletzung des Art. 3 EMRK darstellen wiirde
oder gem. Abs. 4 leg. cit. die Zurtckweisung, Zurlckschiebung oder Abschiebung nach Griechenland unzulassig
erscheinen lassen wuirde. Die BF war daher aus dem Bundesgebiet nach Griechenland auszuweisen.Weiters kam bei
Berucksichtigung samtlicher bekannter Tatsachen kein Sachverhalt hervor, welcher den Schluss zuliel3e, dass die
Durchfuhrung der Ausweisung nach Griechenland eine Verletzung des Artikel 3, EMRK darstellen wirde oder gem.
Absatz 4, leg. cit. die Zurtckweisung, Zuruckschiebung oder Abschiebung nach Griechenland unzuldssig erscheinen
lassen wurde. Die BF war daher aus dem Bundesgebiet nach Griechenland auszuweisen.

Da die Beschwerdefiihrerin Osterreich bereits verlassen hat (vgl. den Bericht des Stadtpolizeikommandos Schwechat -
Abschiebegruppe vom 23.04.2010, demnach wurde die gesamte Familie am 23.04.2010 nach Griechenland Uberstellt),
ist im gegenstandlichen Fall gemaR 8 41 Abs. 6 des Asylgesetzes 2005, BGBI | Nr. 100/2005 (AsylG 2005) festzustellen,
dass die vom Bundesasylamt verfigte Ausweisung gemal § 10 Abs. 1 Z 1 AsylG zum Zeitpunkt der Erlassung
rechtmaRig war, weshalb spruchgeméaR zu entscheiden war.Da die Beschwerdefiihrerin Osterreich bereits verlassen
hat vergleiche den Bericht des Stadtpolizeikommandos Schwechat - Abschiebegruppe vom 23.04.2010, demnach
wurde die gesamte Familie am 23.04.2010 nach Griechenland Uberstellt), ist im gegenstandlichen Fall gemaR
Paragraph 41, Absatz 6, des Asylgesetzes 2005, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 100 aus 2005, (AsylG 2005)
festzustellen, dass die vom Bundesasylamt verfligte Ausweisung gemaf3 Paragraph 10, Absatz eins, Ziffer eins, AsylG
zum Zeitpunkt der Erlassung rechtmaRig war, weshalb spruchgemaR zu entscheiden war.

3.8. Eine Entscheidung Uber die Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung gem.8 37 Abs. 1 AsylG erfolgte durch in
Punkt 1.8. beschriebenen Aktenvermerk.3.8. Eine Entscheidung Uber die Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung
gem. Paragraph 37, Absatz eins, AsylG erfolgte durch in Punkt romisch eins.8. beschriebenen Aktenvermerk.

3.9. GemaR 8§ 41 Abs 4 AsylG konnte von der Durchfiihrung einer mindlichen Verhandlung abgesehen werden3.9.
Gemald Paragraph 41, Absatz 4, AsylG konnte von der Durchfihrung einer mindlichen Verhandlung abgesehen

werden.
Es war somit spruchgemaf zu entscheiden.
Schlagworte

Ausweisung rechtmaf3ig, EMRK, Familienverfahren, gesteigertes Vorbringen, Glaubwurdigkeit, Misshandlung, real risk,
Unterkunft, Versorgungslage, Zugang zum Asylverfahren
Zuletzt aktualisiert am
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Quelle: Asylgerichtshof AsylGH, http://www.asylgh.gv.at
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